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I. Einführung in die Thematik 

1. Einleitung 

POlizeiliche Arbeit ist im Kern Informationsverarbei­

tung. wichtigstes Medium personenbezogener Informa­

tionsverarbeitung war und ist die "alte" Kriminalakte, 

um den bekannten, überkommenen Begriff weiter zu ver­

wenden. Trotz der zentralen Bedeutung der pOlizeilichen 

Kriminalakten für die personenbezogene Arbeit der Poli­

zei haben diese bis in die jüngste Vergangenheit hinein 

weder allgemeines Interesse erregt, noch ist die Pro­

blematik der pOlizeilichen Kriminalakte in den Rechts-

oder Kriminalwissenschaften eingehender diskutiert 

worden. Man ging offenbar davon aus, daß es sich bei 

den pOlizeilichen Kriminalakten um 
interne Arbeitsunterlagen der POlizei 
sie sich geradezu selbstverständlich 

notwendige, rein 

handelte, deren 
zur Erledigung 

ihrer breit gefächerten, präventiven und repressiven 

Aufgaben bedienen konnte und sollte. Es verwundert 

deshalb nicht, wenn es bis heute - soweit ersichtlich -

keine umfassende juristische Arbeit zur pOlizeilichen 

Krimina~akte gibt, obwohl diese Fragestellung zugleich 

die Abgrenzung von Prävention und Repression wie in 
einem Brennspiegel zusammenfaßt. Es soll versucht 
werden, die Leitlinien dieser Abgrenzungsproblematik 
zu verdeutlichen. 

Erst die Datenschutzdiskussion Ende der siebziger Jahre 
lenkte konsequenterweise und zu Recht die Aufmerksam­

keit auf die von den POlizeibehörden in Bund und Län­
dern geführten pOlizeilichen Kriminalakten. Dies ,führte 

dazu, daß 1981 die sehr komplexe und vielschichtige 
Materie ausführlich in Verwaltungsvorschriften, den 

Richtlinien für die Führung kriminalpolizeilicher per­

sonenbezogener Sammlungen, kurz KPS-Richtlinien
l

) zu 

regeln, die durch die Innenminister/-senatoren von Bund 
und Ländern einheitlich in Kraft gesetzt wurden. 
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In jüngster Vergangenheit ist 

KpS-Richtlinien geregelte 

pOlizeibehörden der Länder 

allerdings die durch die 

Kriminalaktenführung der 

und insbesondere die des 

Bundeskriminalamtes (BKA) als Zentralstelle in einer 

Vielzahl von Aufsätzen nicht etwa von den Daten-

schützern, sondern von bestimmten 

Staatsanwaltschaften, insbesondere aus 
2) 

Generalbundesanwaltes in massiver 
4) 

griffen worden . 

Vertretern der 

dem Hause des 
3 ) 

Weise ange-

Dies soll durch folgende Zitate belegt werden: 

2. Vier SChlüsselzitate 

(1.1) "Da pOlizeiliche Kriminalakten Unterlagen aus 
dem Bereich der Strafverfolgung enthalten, 
betreffen sie 'repressive' Tätigkeiten der 
Polizei, der Staatsanwaltschaft und der Straf­
gerichte." 
SChoreit, Verwaltungsstreit um Kriminalakten, 
NJW 85, 169 (172) 

(2.2) " Wer durch seine tägliche Arbeit im Strafver­
folgungsbereich der Justiz daran gewöhnt ist, 
die Beschuldigten als Menschen zu behandeln, 
die wie alle anderen Anspruch auf Schutz ihres 
Persönlichkeitsrechtes haben und die zu resozi­
alisieren, nicht zu verfemen sind, dem ver­
sChlägt es angesichts der sich hier offenbaren­
den polizeipraxis die Sprache. Ein derartiges 
Registrieren, das ja jeweilS nichts anders als 
einen angeblich erfüllten, zeitlich abgeschlos­
senen Straf tatbestand anknüpft, spricht allen 
anerkannten Straf zwecken Hohn. Das ist die 
Fortsetzung der Strafverfolgung mit anderen 
Mitteln! Wer Tilgungsfristen, Auskunftsbe­
schränkungen, verwertungsverbote usw. des Zen­
tralregisterrechts kennt und täglich beachtet, 
für den stellt die pOlizeiliche Kriminalakten­
führung einen absoluten Rückschritt dar, ein 
Zurückdrehen des Persönlichkeitsschutzes und 
aller Resozialisierungsbemühungen auf Null". 
SChoreit, Die Führung sogenannter pOlizeilicher 
Kriminalakten und das Verfassungsrecht, CuR 86, 
87 (89). 
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(3.3) " Den Justizorganen kann auch für eine Karenzzeit 
nicht zugemutet werden, pOlizeiliche Samm­
lungen, die gegen Verfassungsrecht verstoßen, 
zu ermöglichen und zu fördern. Mitteilungen an 
POlizeibehörden sowie die entsprechende Akten­
übersendung oder die übersendung von Ablich­
tungen aus Akten, die nur der Anlegung und 
Komplettierung polizeilicher Kriminalakten 
dienen, müssen ab sofort unterbleiben. Ent­
gegenstehende Bestimmungen in Richtlinien sind 
unbeachtlich. 
Gesetzliche Mitteilungspflichten (§ 4 Abs. 2 
BKA-Gesetz) sind darauf zu überprüfen, ob sie 
noch eine verfassungsrechtliche Rechtfertigung 
haben, das heißt, ob sie noch durch die notwen­
dige Zusammenarbeit mit der POlizei auf Grund 
von §§ 161 Satz 2, 163 StPO, 152 GVG bedingt 
sind." 
Schoreit, Die Führung sogenannter pOlizeilicher 
Kriminalakten und das Verfassungsrecht, CuR 86, 
87 '( 92) 

(4.4) " Der Teil der POlizei, der heute bei d~r Straf­
verfolgung mitwirkt, ist in die Zuständigkeit 
der Justiz zu überführen und in die Staatsan­
waltschaften einzugliedern. 
Sollte dieser rechtsstaatlich gebotene Weg aus 
politischen Gründen nicht gangbar sein, so sind 
zumindest die Staatsanwaltschaften und Gerichte 
zur Gewährleistung einer effektiven und rechts­
staatlichen Strafverfolgung personell und tech-

'nisch wesentlich besser auszustatten." 
Uhlig, Die POlizei Herrin des Strafver-
fahrens, RuP 85, 232 (235). 

Diese SChlüsselzitate geben sehr genau eine bestimmte 

Auffassung zur rechtlichen Einordnung (Zitat <1.1», 

zur Bewertung pOlizeilicher Tätigkeit bei der Führung 

von Kriminalakten (Zitat <2.2» und der hieraus abzu­

leitenden Rechtsfolge (Zitat <3.3» wieder. 

Diese Auffassung bedarf einer nüchternen Überprüfung. 

Dabei versteht sich diese Arbeit primär als ein Plä­

doyer für das Erinnern. Erinnern an die Ratio und den 

Zweck pOlizeilicher Einrichtungen und Institute sowie 

an verfassungsrechtliche Grundsätze und Prinzipien. 
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3. Eingrenzung des Themas 

Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), und ihm folgend die 
5 ) 

Datenschutzgesetze der Länder schützt gern. § 1 

Abs. 2 BDSG personenbezogene Daten, die "in Dateien" 

gespeichert, verändert, gelöscht oder "aus Dateien" 

übermittelt werden. Gemäß § 2 Abs. 3 ziff. 3, 2. HS 

BDSG gehören Akten und Aktensammlungen nicht zu den 

Dateien i. S. d. BDSG, es sei denn, daß die Akten/ 

Aktensammlungen durch automatisierte Verfahren umgeord-
6 ) 

net und ausgewertet werden können Akten/Akten-

sammlungen oder Bücher sind - wie auch die Materialien 

zum BDSG ergeben be~~t vom Gesetzgeber nicht als 

Dateien angesehen worden De lege lata ist der Da­

tenschutz gern. BDSG auf den Schutz personenbezogener 

Daten in Dateien, also auf die 4 Phasen der eigent­

lichen Datenverarbeitung beschränkt, betrifft jedoch 

grundsätzlich nicht die Vorphase dieser Datenverar-
8 ) 

beitung, die sog. "Datenerhebung" ,also die manuelle 

Erfassung der Daten. Diese "Lücke" im Datenschutz ist 

seit langem bekannt. Die Problematik der Einbeziehung 

personenbezogener Akten in den Datenschutz anhand der 

Vorschriften des BDSG soll hier ausgeklammert 
9 ) 

werden ,weil es sich bei den hier zu erörternden 

"normalen" pOlizeilichen Kriminalakten jedenfalls nicht 

um Akten handelt, die durch automatisierte Verfahren 

umgeordnet und ausgewertet werden können. 

Auch die Fragen, die mit dem internationalen pOlizei­

lichen Nachrichtenaustausch, also der sonstigen Rechts­

hilfe gern. § 59 Abs. 2 IRG, im Zusammenhang stehen, 

sollen hier nicht erörtert werden. Insoweit wird auf 

die "Richtlinien für die internationale kriminalpoli­

zeiliche Zusammenarbeit und interne Kontrolle der Da-
10) 

teien" der IKPO und die 

lichen, 

dazu ergangenen zusätz-
11) 

ergänzenden Grundsätze des BMI verwiesen. 
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4. Gang der Arbeit 

Im Abschnitt 11. soll über den Aussagewert und die 

Funktion pOlizeilicher Kriminalakten gesprochen werden, 

im Abschnitt 111. werden die zentralen Regelungen der 

KpS-Richtlinien dargestellt und in einem IV. Abschnitt 

wird die Auffassung der Staatsanwaltschaft zu den poli­

zeilichen Kriminalakten behandelt. In einem V. Ab­

schni tt wird die Fra'ge nach dem Eingriffscharakter von 

pOlizeilichen Kriminalakten, die Rechtswegproblematik 

sowie die Frage nach der Anlage und der Führung von 

pOlizeilichen Kriminalakten. durch die Polizeibehörden 

der Länder beantwortet. Im VI. Abschnitt soll die bis­

her VÖllig vernachlässigte Frage nach der Führung von 

Justizakten geklärt werden. Im VII. Abschnitt geht es 

um die Krim±nalaktenführung des Bundeskriminalamtes als 

Zentralstelle und schließlich wird die Frage nach einer 

konkreten Normenkontrolle durch die Staatsanwaltschaft 
12) 

(vgl. Schlüsselzitat 3.3) unter VIII. erörtert 
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11. Aussagewert und Funktion polizeilicher Kriminalakten 

1. Der Aussagewert pOlizeilicher Kriminalakten 

POlizeiliche Kriminalakten sind "das Gedächtnis der 
13) 

POlizei" Die Qualität dieses Gedächtnisses wie 

auch der spezifische Aussagewert pOlizeilicher Krimi­

nalakten hängen - wie die Aktenführung jeder anderen 

Behörde auch - von zwei Kritiken ab: von dem Grad der 

Reorganisation und der Pflege (vgl. a)) sowie von den 

Zwecken, die mit den pOlizeilichen Kriminalakten ver­

folgt werden (vgl. bJ). 

a) Reorganisation von pOlizeilichen Kriminalakten und 

Justizakten 

Wie das menschliche Gedächtnis werden auch die pOli­

zeilichen Kriminalakten ständig reorganisiert, näm­

lich auf Grund polizeispezifischer Kriterien er­

gänzt, bereinigt, zusammengeführt, gelöscht usw. 

POlizeiliche Kriminalakten sind also ständig in 

Bewegung, sie "leben", und zwar in einem viel inten­

siveren Maße als die wegen der Aktenvorlagever­

pflichtung gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO in Teilbe­

reichen identischen Akten der Organe der Straf­

justiz, Staatsanwaltschaften und der Strafgerichte, 

Akten, die hier zusammenfassend als "Justizakten" 

bezeichnet werden sollen. Zu diesen "Justizakten" 

zählen zum einen solche vorgänge, die dem Strafge­

richt vorliegen, zum anderen Akten, in denen die 

Staatsanwaltschaft den Abschluß der Ermittlungen 

vermerkt hat (vgl. § 169a StPO) und schließlich auch 
14) 

die bei der pOlizei grundsätzlich selbständig 

entstandenen Ermittlungsvorgänge, die der Staatsan­

waltschaft gemäß § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO übersandt 

worden sind. Es handelt sich dabei "um sämtliche be-
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und entlastenden vorgänge der polizei, die im Rahmen 

der Ermittlungen gegen den Beschuldigten entstanden 
15) 

sind" ,die also schuld- und rechtsfolrerelevante 
• 6 ) 

Bedeutung für das Strafverfahren besitzen 

Der Reorganisationsgrad der Justizakten ist dabei 

erheblich geringer als bei den pOlizeilichen Krimi­

nalakten. Dies hängt zum einen damit zusammen, daß 

alle Maßnahmen der Staatsanwaltschaft, die siCh 

entsprechend in der Justizaktenführung nieder­

schlagen, nur bei "zureichenden tatsächlichen An­

haltspunkten für verfolgbare Straftaten" gemäß § 152 

Abs. 2 StPO ergriffen werden können, die Justizakten 

- ganz im Gegensatz zu den pOlizeilichen Kriminal­

akten - also strikt auf den engen Bereich der Re­

pression beschränkt bleiben. 

Zum anderen sind die Justizakten, sofern "hinrei­

chender Tatverdacht" vorliegt, an die angeklagte 

"Tat" im prozessualen Sinne gemäß §§ 155, 264 StPO 

gebunden. Eine derartige Begrenzung auf die "Tat" im 

sinne fehlt typischerweise bei den prozessualen 

pOlizeilichen 

weitergehende 

(siehe sogleich 

Kriminalakten, weil mit ihnen viel 

Ziele und Zwecke verfolgt werden 

unter b)). Mithin steht die mono-

funktionale, justitiell-repressive Ausrichtung der 

Justizakten im deutlichen Gegensatz zu der 

multifunktionalen Ausrichtung pOlizeiliCher Krimi­

nalakten mit der Folge, daß die polizeilichen 

Kriminalakten erheblich häufi~er reorganisiert 
.. " 7) 

werden mussen als dIe JustIzakten 

Da pOlizeiliChe Kriminalakten trotz aller tech­

nischen Entwicklung nach wie vor "das wesentliche 

Arbeitsinstrument der Kriminalisten,,18) sind, ist 

es eine Selbstverständlichkeit, daß pOlizeiliChe 

Kriminalakten anhand der einheitlich in Bund und 

Ländern geltenden KpS-Richtlinien funktionsfähig 

gehalten und sorgfältig gepflegt werden müssen. 
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b) Zweck pOlizeilicher Kriminalakten anhand von fünf 

Beispielen 

Der Aussagewert 

hängt von ihren 

von pOlizeilichen Kriminalakten 

Entstehungsbedingungen , den Fun.k-

tionen, die sie in der pOlizeilichen Praxis zu er­

füllen haben, entscheidend aber von den Zwecken ab, 

die die Aktenproduzenten mit ihnen verfOlgen
I9

) 

POlizeiliche Kriminalakten sind damit gewisser­

maßen die spiegelbildliche Entsprechung der polizei­

lichen Tätigkeit. Sie sind als Anpassung an spezi­

fische pOlizeiliche Anforderungen entstanden, die 

eine komplex strukturierte und sich laufend ändernde 

Aufgabenerledigung stellt. 

Auch insoweit (Zweck/Aussagewert) unterscheiden sich 

die pOlizeilichen Kriminalakten deutlich von den 
20) 

allein an der StPO ausgerichteten Justizakten 

Dies soll anhand von fünf typischen Beispielen exem­

plarisch belegt werden: 

(1.1) Beispiel: Straf taten-Straf täter-Vergleich und 

kriminalpolizeilicher Meldedienst 

Erfolgreiche kriminalpolizeiliche Tätigkeit 

setzt ein sorfgältiges Studium pOlizeilicher 

Kriminalakten voraus, wobei kriminalistisch­

kriminologische Erfahrungsgrundsätze und spe­

zifische kriminalpolizeiliche Bewertungskri­

terien diese Auswertetätigkeit bestimmen. 

Kernstück der kriminalpolizei lichen Auswerte­

tätigkeit ist bis heute - vereinfacht darge­

stellt der systematische vergleich der 

typischen Arbeitsweisen bekannter Straftäter 

mit der Beschreibung der 

noch nicht aUfgeklärten 
21) 

Straftäter-Vergleich) 

Tatspur einer bisher 

Straftat (Straf taten-

Die 

Institutionalisierung dieser 

bürokratische 

Arbeitsmethode 
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als kriminalpolizeiliches System 

tenaufklärung geht auf Heindl 

zur Straf ta-
22) 

zurück . Bei 

den besonders gefährlichen, überregional agie­

renden Berufs-, Gewohnheits- und Triebtätern 

setzt dieses Recherchiersystem sowohl den kri­

minalpolizeilichen Meldedienst als auch über­

örtliche kriminalpolizeiliche ZentralstelIen 

(Landeskriminalämter, das Bundeskriminalamt 

als Zentralstelle) voraus, die die zentrale 
23) 

Sammel- und Auswertetätigkeit vornehmen . In 
24) 

den zwischenzeitlich überholten ,aber das 

prinzip sehr deutlich herausarbeitenden Richt­

linien für den kriminalpolizei lichen Melde­

dienst (Protokoll 42. Tagung der AG Kripo vom 
25) 

16./17.9.1964) heißt es: 

"Es gibt Rechtsbrecher, die vorwiegend 
innerhalb ihres festen Wohn- oder Aufent­
haltsortes strafbare Handlungen begehen, 
und solche, die in großen Bereichen tätig 
werden (örtliche und überörtliche Täter). 

Der örtliche Täter kann, soweit er nur 
gelegentlich straffällig wird (Gelegen­
heitstäter), in der Regel durch örtliche 
(kriminal)polizeiliche Maßnahmen ermit­
telt werden. Betätigt er sich jedoch als 
Berufs- oder Gewohnheitsverbrecher oder 
ist er als Triebverbrecher anzusehen, so 
bedarf es - wie" beim überörtlichen 
Täter - wegen der Gefahr des Straffällig­
werdens auch an anderen Orten seiner 
zentralen Erfassung. 

Der überörtliche, nicht auf frischer Tat 
gestellte Täter kann nur durch überört­
liche (kriminal)polizeiliche Maßnahmen 
erkannt werden. Die dafür erforderlichen 
Unterlagen soll in erster Linie der kri­
minalpolizeiliche Meldedienst liefern. 
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I. Grundlagen und Bedeutung des kriminal­
pOlizeilichen Meldedienstes 

Der kriminalpolizeiliche Meldedienst 
gründet sich auf zwei in der krimina­
listischen Praxis immer wieder bestä­
tigten Erkenntnissen. Berufs-, Gewohn­
heits- und Triebverbrecher verüben 
überwiegend immer wieder gleiche oder 
zumindest ähnliche Straftaten. Sie 
verwerten dabei berufliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten, geistige und körper­
liche Fähigkeiten sowie die im Laufe 
ihrer kriminellen Tätigkeit gesammel­
ten Erfahrungen. Dadurch entwickeln 
sie ganz bestimmte, für sie Charakte­
ristische Arbeitsweisen, an denen sie 
im allgemeinen festgehalten und demzu­
folge wiedererkannt werden können. Die 
Möglichkeiten der Identifizierung ei­
nes unbekannten Täters und des Nach­
weises weiterer Straftaten eines er­
mittelten Täters erhöhen sich, wenn 
aUßer den Merkmalen der speziellen 
Arbeitsweise auch die bei der Tatbe­
gehung festgestellten persönlichkeits­
gebundenen konstanten Merkmale und 
Verhaltensweisen des Täters <äußerlich 
sichtbare markante körperliche Merk­
male, sonstige AUffälligkeiten in der 
äußeren Erscheinung und im allgemeinen 
persönlichen Verhalten, triebhafte 
Veranlagungen usw.) in die Vergleichs­
arbeit mit einbezogen werden. 
Anhand der Tatausführungen und der 
persönlichkeitsgebundenen Merkmale und 
Verhaltensweisen wird es möglich, Zu­
sammenhänge hinsichtlich örtlich und 
zeitlich verschieden gelagerter, bis­
her noch unaufgeklärter Straftaten zu 
ermitteln und durch Vergleich mit den 
Arbeitsweisen und sonstigen Merkmalen 
bereits bekannter Täter Hinweise auf 
den möglichen Täter zu erlangen. 
Ein systematischer Vergleich der Ar­
beitsweisen in Verbindung mit der Be­
schreibung der Täter, Tatorte, Tatzei­
ten und der sonstigen näheren Umstände 
des Tatgeschehens läßt bei einer geo­
graphisChen Auswertung oft auch 
Schlüsse auf den künftigen Reiseweg 
eines noch unbekannten überörtlichen 
ReChtsbrechers zu" so daß in der von 
ihm gefährdeten Gegend vorbeugende 
Fahndungs- und andere Maßnahmen einge­
leitet werden können". 
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Der eben beschriebene Straf taten-Straf täter­

Vergleich sowie der kriminalpolizeiliche Mel­

dedienst beruhen auf der sogenannten Perse­

veranzhypothese~ also der Delikts- und der 

mOdus-operandi-Perseveranz, die heute zwar 
26) 

einer zunehmenden Kritik ausgesetzt ist 

die aber nach wie vor von der herrschenden 

Auffassung anerkannt wird und durchaus mit 

Erfolg zumindest bei den Sondermeldediensten 

(z. B. in den Bereichen Rauschgift, Falsch­

geld, Staatsschutzdelikte, in den Bereichen 

Wirtschafts-, Waffen-, Brand-/Sprengstoff-
27) 

delikte ) praktiziert wird. 

Straf taten-Straf täter-Vergleich und kriminal-

pOlizeilicher 

Rückgrat der 

haben nicht 

Meldedienst, nach Heindl das 
28) 

gesamten Kriminalpolizei 

nur zur Entwicklung typischer 

(kriminal)polizeilicher Verfahren und Einrich­

tungen geführt, sondern sie" prägen auch wegen 

ihrer zentralen Bedeutung für die praktische 

pOlizeiliche Arbeit den Aussagewert der pOli­

zeilichen Kriminalakte. 

Für die Justizorgane spielen diese, zum Teil 

aufwendigen pOlizeilichen Verfahren in der 

Regel keine entscheidende Rolle, denn dieses 

spezifisch pOlizeiliche Recherchierverf~hren 

zielt ja lediglich darauf ab, neue Ermitt­

lungsansätze zu gewin~en, ist also nur ein 

Verfahren zur Verdachtsschöpfung. Dieser so 

indizierte neue Verdacht ist dann durch die 

POlizei ordnungsgemäß auszuermitteln. Bei 

dieser konkreten Tataufklärung und Täterüber­

führung handelt es sich um Maßnahmen, die als 

die "vornehmliche Aufgabe der POlizei im Er-
. 29) 

mlttlungsverfahren" angesehen werden Nur 

dann, wenn sich bei dieser konkreten Ermitt-
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lungstätigkeit der POlizei "zureichende tat­

sächliche Anhaltspunkte" für eine konkrete 

Straftat ergeben, wird dieses Ermittlungsver­

fahren für die Staatsanwaltschaft "inter-
30) 

essant" Da diese Phase der Verdachts-

schöpfung und Verdachtsüberprüfung durch die 

POlizei für die Justiz im Regelfall nur wenig 

bedeutungsvoll ist, spielen die entsprechenden 

Vorgänge in den Justizakten - wenn überhaupt -

nur eine marginale Rolle. 

(2.2) Beispiel: Fahndung 

Der enge Zusammenhang 

Aufgabenerfüllung und 

tung der Aktenführung 

zwischen spezifischer 

entsprechender Ausrich­

ist auch bei der pOli-

zeilichen Fahndung gern. PDV 384.1 unverkenn-
31) 

bar. Der Begriff der Fahndung ist eine 
32) 

typische Schöpfung der Kriminalistik Der 

weite Bereich der Fahndung wird als "ein wich­

tiger Schwerpunkt der kriminal taktischen 
33) 

Arbeit" oder als "das Kernstück kriminal-
34) 

polizeilicher Tätigkeit" bezeichnet. 

Allerdings ist der Begriffsinhalt der Fahn­

dung, insbesondere die Abgrenzung von Fahndung 

und Ermittlung, umstritten und ungeklärt. 
35) . 

Bauer unterscheidet zwischen dem welten 

und dem engen Begriff der Fahndung. Der weite 

Begriff der pOlizeilichen Fahndung soll das 

gesamte Aufgabengebiet der Kriminalpolizei 

umfassen. Schon aus rein begrifflichen Über­

legungen heraus erscheint diese Definition 

wenig sinnvoll zu sein. Deshalb soll hier der 

enge Begriff der Fahndung gemäß ziffer 1.2 

PDV 384.1 verwandt werden. Danach umfaßt die 
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pOlizeiliche Fahndung "alle Maßnahmen und Ein­
richtungen (sowohl) zur Strafverfolgung (als 

auch) zum Schutze der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung, die der planmäßigen Suche nach 

Personen und Sachen dienen". Zwar gibt es 
- soweit ersichtlich - bis heute noch keine 

umfassende Darstellung der Fahndung. In den 

letzten 10 bis 20 Jahren ist die Literatur zu 

Teilbereichen der Fahndung aber dermaßen,ange­

schwollen, daß die Gesamtproblematik zur Fahn­

dung kaum mehr überschaubar geworden ist. Ver­

deutlicht wird diese Unüberschaubarkeit be­

reits durch die verdienstvolle, 102 Seiten 

starke Zusammenstellung deutschsprachiger 

Literatur zur Fahndung und Observation aus den 

Jahren 1909 bis 1979 von StörzerjHefele (s.o., 
36) 

Anm. 32) 

Die so einfach klingende 

dung gemäß PDV 384.1, 

Definition der Fahn­

die planmäßige Suche 

nach Personen und Sachen, stellt sich jedoch 

in der Realität als ein komplexes und kompli­

ziertes Vorhaben dar. Dafür spricht bereits 

der Umfang der einschlägigen PDV 384.1. Die 

nachfolgenden, ungeordneten Stichworte können 

und sollen nur eine Andeutung von der FÜlle 
der praktischen aber auch der rechtlichen Pro­
bleme geben: 
Deutsches Fahndungsbuch - Festnahmen und Auf­
enthaltsermittlungen; Personenfahndung und 

Sachfahndung mit Hilfe elektronischer Daten-
, 

verarbeitung INPOLi Kriminalpolizeiliche 

Nachrichtenblätter, z. B. BK-Blatt des BKAi 

Öffentlichkeitsfahndungi Steckbrief; Razziai 

Zielfahndungi Grenzfahndung; Ringa1armfahn­

dung i Rasterfahndung; sogenannte Sch1eppnetz-
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fahndung gemäß § 163d StPO; internationale 

Fahndung; Großfahndung; Einsatz technischer 

Hilfsmittel bei der Fahndung bis zum Hub­

schraubereinsatz; Ermächtigungsnormen für die 

Fahndung; Fahndung im präventiven und im re­

pressiven Bereich; Fahndung und der Einsatz 

nachrichtendienstlicher Mittel; 

Fahndungstage; Alarmfahndung und 

sogenannte 

Sonderfahn-

dungen; Medienfahndung; Ausschreibung/Löschung 

der Fahndung im INFOL-System usw. 

All diese Stichworte sind - wie unschwer zu 

erkennen ist­

pOlizeilicher 

dungsmaßnahmen 

eng mit typiSCh (kriminal)­

Arbeitsweise verknüpft. Fahn-

der POlizei konditionieren 

folglich den Aussagewert polizeilicher Krimi­

nalakten. Justizakten werden durch die oben 

beschriebenen Fahndungsmaßnahmen entweder gar 

nicht (z. B. bei Fahndung zu präventivpolizei­

lichen Zwecken), in jedem Falle jedoch weit 

weniger geprägt als die pOlizeilichen Krimi­

nalakten. 

(3.3) Beispiel: präventivpolizeiliche Informationen 

Nach dem Grundsatz der "Einheitlichkeit poli­

zeilicher Kriminalakten" wird bei der Akten­

führung der pOlizei grundsätzlich nicht zwi­

schen personenbezogenen Akten, die die Ge­

fahrenabwehr, und solchen, die Aufgaben der 

Strafverfolgung betreffen, differenziert, son­

dern es wird für beide Aufgabenbereiche poli­

zeilicher Tätigkeit eine Einheitsakte geführt. 

Dies ist die logische Konsequenz aus der soge­

nannten Doppelfunktion/Doppelaufgabe der Poli­

zei, wonach Schutz- und Kriminalpolizei gerade 
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nicht in der Weise getrennt sind, daß der 

Schutzpolizei nur die Gefahrenabwehr und der 

Kriminalpolizei nur die Strafverfolgung vorbe-
37) 

halten ist . Gefahrenabwehr und Strafver-

folgung ist gemeinsame Aufgabe für die SChutz-
< 38 ) 

wie für die Kriminalpolizei Nach dem Pro-

gramm für die Innere Sicherheit in der Bundes-
39) 

republik Deutschland 

.. umfaßt der Sicherheitsauftrag der POlizei 
den gesamten Bereich der Verbrechensbe­
kämpfung, also die Verbrechensverhütung 
und' die Strafverfolgung. SChutz- und 
Kriminalpolizei sind gemeinsam Träger 
dieser Aufgabe. Dem entspricht die For­
derung nach weitgehender organisatori­
scher Integration von SChutz- und Krimi­
nalpolizei. Von dieser gemeinsamen Auf­
gabe geht auch die Strafprozeßordnung aus 
(§ 163 StPO). Wer im einzelnen die Er­
mittlungen führt, ist eine Zweckmäßig-
keitsfrage. Allgemeingültige Regeln 
lassen sich dafür nicht. aufstellen." 

Deshalb enthalten pOlizeiliche Kriminalakten 

auch nicht ausschließlich repressive Nachrich­

ten und Unterlagen, . sondern häufig in einem 

sehr umfangreichen Maße auch präventivpolizei­

liche. Informationen. Dieser Tatsache tragen 

auch die KpS-Richtlinen voll Rechnung, denn 

gemäß Ziffer 1.1 KpS-Richtlinien werden krimi­

nalpolizeilieh personenbezogene Sammlungen 

"zur Erfüllung der Aufgaben auf dem Gebiet der 

Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr von den 

POlizeien des Bundes und der Länder geführt". 

Deshalb finden sich in den Kriminalakten prä-

ventivpolizeiliche Hinweise wie z. B. auf 
Personen, denen aufgrund richterlicher Anord-
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nung die Freiheit nach den Unterbringungs-

gesetzen der 

(Ziffer 2.2.3 

Länder entzogen worden ist 

KpS-Richtlinien), Angaben über 

Vermißte und nicht identifizierte Personen 

(Ziffer 2.2.8 KpS-Richt~inien), Unterlagen 

über Personen, die wegen grenzpolizeilicher, 

ausländerrechtlicher, paßrechtlicher oder 

sonstigen Rechtsvorschriften zur Gefahrenab­

wehr erforderlich sind (Ziffer 2.2.9 KpS­

Richtlinien); Angaben über gefährdete Per­

sonen, wie z. B. Zeugen usw. (Ziffer 2.2.10 

KpS-Richtlinien). In pOlizeilichen Kriminal­

akten befinden sich ferner präventivpo1izei­

liche Unterlagen über Selbsttötungen und 

Selbsttötungsversuche, Hinweise auf Sucht­

krankheiten/psychische Störungen, die für die 

Gefahrenabwehr von Bedeutung sind; Unterlagen 

über Gewerbeverbote des Betroffenen usw. 

schließlich werden in den polizeilichen Krimi­

nalakten gemäß Ziffer 1.2 KpS-Richtlinien 

Hinweise an die POlizeibeamten zur Gefahrenab­

wehr, Hinweise zum taktischen Vorgehen oder 

zur EigensiCherung der polizeibeamten gegeben 

(vgl. ziffer 2.3 KpS-Richtlinien). 

All diese rein präventivpolizeilichen Unter­

lagen gehören schon aus rein rechtlichen Grün­

den (vgl. § 152 Abs. 2 StPO) nicht in die 

Justizakten. Diese präventivpolizeilichen 

Unterlagen können jedoch in einem sehr erheb­

lichen Maße die pOlizeilichen Kriminalakten 

prägen. 
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(4.4) Beispiel: Erkennungsdienstliche Unterlagen und 

das prinzip der Transformation 

In der pOlizeilichen Praxis nimmt die Perso­

nenerkennung mit Hilfe der Daktyloskopie 
40) 

einen erheblichen Raum ein Bei der Perso-

nenerkennung mit Hilfe der Daktyloskopie las­

sen sich zwei Fallgruppen unterscheiden, zum 

einen die Personenidentifizierung und zum 

anderen die sog~nannte Spurenrecherche. Bei 

der ersten Fallgruppe (Personenidentifizie­

rung) geht es vereinfacht dargestelt darum, 

eine Person· oder einen Toten, die/der sich be­

reits im Gewahrsam der POlizei befinden, zu 

identifizieren, weil z. B. die Person die Per­

sonalienangabe verweigert oder offenbar un­

richtige Personalangaben gemacht hat. Bei der 

zweiten Fallgruppe (Spurenrecherche) geht es 

darum, mit Hilfe der Daktyloskopie einen bis­

her unbekannten Beschuldigten zu überführen. 

Wenn der Beschuldigte am Tatort daktyloskopi­

sche Spuren hinterlassen hat, werden dieselben 

zunäChst gesichert und ausgewertet. Mit Hilfe 

daktyloskopischer Vergleichsverfahren ist die 

POlizei in der Lage, den Nachweis der Tatbe­

teiligung zu führen. Denn die Personenerken­

nung mit Hilfe der Daktyloskopie beruht auf 

der wissenschaftlich abgesicherten Erkenntnis, 

daß die anatomischen Merkmale der Fingerab­

drücke eines jeden Menschen einmalig, grund­

sätzlich unveränderbar und auch mit Hilfe kom­

plizierter Beschreibungsformeln klassifizier­

bar sind mit der FOlge, daß sich die klassi­

fizierten Fingerabdrücke EDV-mäßig verarbeiten 

lassen. Eine allgemein gefestigte kriminali­

stische Erfahrungsregel besagt ZUdem, daß ca. 
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jeder zweite einmal straffällig gewordene Be-
41) 

schuldigte wiederholt Straftaten begeht 

Folglich lassen sich die einmal von der Poli­

zei aufgenommenen Fingerabdrücke entweder mit 

den arn Tatort aufgefundenen Fingerspuren ver­

gleichen (Spurenrecherche) oder mit ihrer Hil­

fe können die richtigen Personalien (Personen­

identifizierung) festgestellt werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist von den 

pOlizeien des Bundes und der Länder ein tech­

nisch und personell recht aufwendiges, EDV­

mäßig unterstütztes Bund-Länder-System-Dakty­

loskopie nach überwindung anfänglich recht 

großer Schwierigkeiten aufgebaut worden, das 

heute durchaus erfolgreich zu arbeiten ver-
42) 

mag 

Die Aufbewahrung erkennungsdienstlicher Unter­

lagen bei den POlizeibehörden in Bund und Län­

dern beschreibt in klassicher Weise das soge­

nannte Transformationsprinzip. Dieses Trans­

formationsprinzip besagt, daß erkennungs­

dienstliche Unterlagen, die ursprünglich auf­

grund eines strafrechtlichen Anlaßverfahrens, 

also aus repressiven Gründen, aufgenommen 

worden sind, in der Regel auch zu präventiven 

Zwecken weiterhin aufbewahrt werden können, 

wenn eine kriminalistisch-kriminologische 

Prognose des geschulten Sachbearbeiters zu dem 

Ergebnis führt, daß die erkennungsdienstlichen 

Unterlagen auch zu Zwecken des Erkennungs­

dienstes "notwendig" (vgl. § 81b 2. Alterna-
43) ., . 

tive StPO) sind . Das Transformatlonsprlnzlp 

besagt alSO, daß ursprüngliche Repressivinfor­

mationen in Präventivinformationen umgewandelt 
44) 45) 

werden Denn mit dem BayVGH ist es 

"nicht entscheidend, bei welcher Gelegenheit 
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(Gefahrenabwehr - Strafverfolgung) die POlizei 

eine Maßnahme trifft, sondern welche Zwecke 
46) . 

sie damit überwiegend verfolgt". Dieser 

Trans format i onsgedanke ist gerade bei der 

rechtlichen Beurteilung erkennungsdienstlicher 
47) 

Unterlagen gern. § 81b 2. Alt. StPO typisch 

Die Vergleichbarkeit der Problematik der Auf­

bewahrung erkennungsdienstlicher Unterlagen 

gemäß § 81b, 2. Alt. StPO mit der Problematik 

der Führung von polizeilichen Kriminalakten 

liegt sehr nahe. Das Bundesverwaltungsgericht 

ging sogar davon aus, daß die Befugnis zur 

Aufbewahrung erkennungsdienstlicher Unterlagen 

auch die Befugnis zur Führung von pOlizei­

lichen Kriminalakten mitumfasse, 'denn die 

"Akte diene der Ergänzung der erkennungs-
48) 

dienstlichen Unterlagen" . Das Bundesverwal-

tungsgericht sah also die Kriminalakte ledig­

lich als Ergänzung, als Appendix, zu den er­

kennungsdienstlichen Unterlagen an. Eine der­

artige analoge Anwendung des § 81b StPO für 

die pOlizeilichen Kriminalakten haben auch 
49) 

Kube/Leineweber befürwortet . Den Gedanken 

der Transformation generell für die Krimi­

nalaktenführung durch die POlizei des Bundes 

und der Länder nutzbar zu machen, bietet sich 
50) 

mithin an . Denn' aufgrund der Doppelaufgabe 

der POlizei werden strafverfolgungsrelevante 

Daten von vornherein auch - wo dies notwendig 

erscheint zugleich für den nachfolgenden 

Zweck der Verhütung künftig erneut drohender 
Straftaten aufgenommen und 
K . . 1 k' 51) rlmlna a ten gesammelt . 

in polizeilichen 

Der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof hat vor kurzem in einer 

sehr sorgfältigen Entscheidung gerade das oben 
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beschriebene Transformationsprinzip für die 

pOlizeilichen 
52) 

Kriminalakten herausgearbei-

tet . Dies alles ist nichts Neues und ent-
53) 

spricht der herrschenden Meinung . 

Wie deutlich nach allem gerade präventivpoli­

zeiliche Zwecke, seien es nun direkte präven­

tivpolizeiliche oder "transformierte" Informa­

tionen (im eben beschriebenen Sinne), bei po­

lizeilichen Kriminalakten im Vordergrund ste-

hen können, ergibt sich aus einer Vielzahl von 

Entscheidungen der Verwaltun4s gerichte zu den 
. .. h ., 5 ) pollzelllc en Krlmlnalakten 

(5.5) Beispiel: Zentralstellenfunktion des Bundes­

kriminalamtes 

Der Aussagewert von pOlizeiliChen Kriminalak­

ten hängt schließlich auch von den spezifi­

schen, spezialgesetzlich zugewiesenen Aufgaben 

ab, die von der jeweiligen POlizeibehörde zu 

erfüllen sind. 
Insoweit ist auf die verfassungsrechtlich ab­

gesicherte ZentralstelIenfunktion des BKA gern. 

Art. 87 Abs. I Satz 2 GG, die Informations­

und Koordinationszentrale für die pOlizeien in 

Bund und Ländern, und die hieraus abgeleiteten 

spezialgesetzlichen Aufgaben des BKA gern. § 2 
55) 

Abs. I Nr. I bis 7 BKA-Gesetz hinzuweisen 

Mit den beim BundeSkriminalamt als Zentral­

stelle geführten polizeilichen Kriminalakten 

werden also auch und gerade die in § 2 Abs. 1 

BKA-Gesetz enumerativ genannten Zentralstel-

, lenfunktionen erfüllt (Informationssammel- und 

Auswertezentrale, insbesondere im Rahmen des 
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kriminalpolizeilichen Meldedienstes, vgl. § 2 

Abs. 1 Nr. I Satz 1 BKA-Gesetz, wobei es 

sich hierbei um die informationelle Grund­

vorschrift der Zentralstelle handelt, weil die 

Folgevorschriften gern. § 2 Abs. 1 Nr. 2 ff. 

BKA-Gesetz diese Grundvorschrift voraussetzen. 

Z. B.: Übermittlung von Informationen und 

Auswerteergebnissen an andere Strafverfol­

gungsbehörden gern. § 2 Abs. 1 Nr. 2 BKA­

Gesetz; Verpflichtung zur Kriminalitätsbeob­

achtung, um hieraus kriminalpolizeiliche Ana­

lysen und Statistiken zu erstellen, vgl. § 2 

Abs. 1 Nr. 5 BKA-Gesetzi Verpflichtung zur 

Forschung und Entwicklung pOlizeilicher Metho­

den und Arbeitsweisen zur Verbrechensbekämp­

fung, vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 6 BKA-Gesetz; Unter­

stützung der POlizeiren der Länder in der Vor­

beugungsarbeit zur Verbrechensverhütung gern. 

§ 2 Abs. I Nr. 7 BKA-Gesetz)". 

Die vom BKA als Zentralstelle geführten poli­

zeilichen Kriminalakten sind von den Justiz­

akten strikt zu unterscheiden. Dies hängt zum 

einen mit der unterschiedlichen gesetzlichen 

AufgabensteIlung, zum anderen aber damit zu­

sammen, daß die pOlizeilichen Kriminalakten 

beim BKA als Zentralstelle typischerweise 

gerade keinen spezifischen Bezug zu einer 

konkreten "Tat" im Sinne der §§ 155, 264 StPO 

besitzen. Den beim BKA als Zentralstelle ge­

fÜhrten pOlizeilichen Kriminalakten fehlt es 

gerade an der monofunktional, justitiell­

repressiven Ausrichtung, die für die Justiz­

akten so typisch ist. Denn das BKA als Zen­

tralstelle hat - wie dargestellt - mit den bei 

ihm geführten Akten die verschiedensten Infor­

mationsbedürfnisse der POlizeien und der 
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Strafverfolgungsorgane des Bundes und der 

Länder zu erfüllen. Die gesetzlich umschriebe­

nen, breit gefächerten ZentralstelIenfunktio­

nen gern. § 2 Abs. I BKA-Gesetz weisen eindeu­

tig auf eine multifunktionale Ausrichtung der 

vom BKA als Zentralstelle geführten Akten 
56) 

hin 

Zutreffend hat deshalb auch das Verwaltungs-
57) 

gericht wiesbaden als das zuständige Ver-

waltungsgericht für das BKA als Zentralstelle 

wegen der zentralstelIentypischen Besonderheit 

und wegen der verfassungsrechtlichen Sonder­

stellung der Zentralstelle auch ständig dahin 

erkannt, daß das BKA als Zentralstelle über 

eine eigene, originäre Sammel-, Auswerte- und 

Entscheidungskompetenz über diejenigen Infor­

mationen und Aktenbestandteile verfügt, die 

der Zentralstelle durch die POlizeibehörden 

der Länder übermittelt worden sind. Das Ver­

waltungsgericht WieSbaden hat fOlgerichtig und 

sehr konsequent in allen Rechtsstreitigkeiten, 

in denen es bisher um pOlizeiliche Kriminal­

akten des BKA als Zentralstelle ging, den Ver­

waltungsrechtsweg des § 40 VwGO bejaht und 

damit zutreffend herausgestellt, daß die beim 

BKA als Zentralstelle geführten pOlizeilichen 

Kriminalakten weder ausschließlich repressive 

Informationen enthalten, noch Justizakten im 

eigentliChen Sinne seien, weil in diesen Fäl­

len allein der ordentliche Rechtsweg gern. 

§ 23 f. EGGVG maßgeblich wäre. 

Als Zwischenergebnis kann - wie die oben ange­

führten fünf Beispiele gezeigt haben - festge­

halten werden, daß der Aussagewert pOlizei­

licher Kriminalakten von typisch polizeilichen 
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Kriterien und Funktionen geprägt wird. Orien­

tiert an diesen polizeitypischen Funktionen 

enthalten pOlizeiliche Kriminalakten eine 
58) 59) 

"Realität ganz eigener Art" Dölling 

hat festgestellt, daß sich aus pOlizeilichen 

Kriminalakten wenig über die Täterpersönlich­

keit und über die psychologischen Entstehungs­

zusammenhänge der Tat, aber viel über pOlizei­

liche Vorgehensweisen, strategien und Verfah­

ren der Verbrechenskontrolle durch die mit der 

Tat befaßten POlizeibehörden entnehmen läßt. 

Die Ratio der pOlizeilichen Kriminalakten 

liegt darin, der POlizei die notwendigen Un­

terlagen für die beiden polizeilichen Aufga­

benbereiche, Gefahrenabwehr und Strafverfol­

gung, bereitzuhalten und zwar auch für die 

in der Praxis so häufigen Misch- oder Gemenge-
60) 

lagen von Prävention und Repression. 

2. Funktion und Aufbau pOlizeilicher Kriminalakten 

a) Funktion pOlizeilicher Kriminalakten 

Moderne Bürokratien sind angesichts der Komplexität 

der zu bewältigenden Probleme auf das Prinzip der 

Schriftlichkeit der AmtSführung angewiesen. Einge­

gangene Införmationen müssen deshalb festgehalten 

werden, um sie in Maßnahmen umzusetzen. Die ergrif­

fenen Aktivitäten müssen fixiert und die getroffenen 

Entscheidungen festgehalten werden, damit der zu 

bearbeitende Vorgang kontinuierlich weiterverfolgt 

und die erforderlichen Kontrollen durchgeführt 

werden können. Dies gilt auch und gerade für die 
61) 

Führung pOlizeilicher Kriminalakten 
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pOlizeiliche Kriminalakten erfüllen demnach drei 

Funktionen: Kommunikations-, Registrier- und Kon­

trollfunktion, Funktionen, die sich zum Teil gegen­

seitig überschneiden. 

Die Kommunikationsfunktion betrifft die amtliche 

Aufgabe der polizeilichen Kriminalakte. Sie gibt 

Auskunft über die am Verfahren beteiligten Instanzen 

und die getroffenen Entscheidungen der jeweiligen 

polizeibehörde. Die Kommunikationsfunktion um-

schreibt insbesondere die formgebundenen Maßnahmen 

wie z. B. Sicherstellungen, Durchsuchungen usw., 

aber auch die besonderen Aktivitäten, die ergriffen 

wurden (Einrichtung einer Sonderkommission, Anfragen 

bei anderen Behörden und dergleichen mehr). 

Die Registrierfunktion dokumentiert die jeweiligen 

Abläufe gern. Ziffer 1.2 KpS-RiChtlinien. Sie gibt 

also Auskunft über den jeweiligen Informations- und 

Sachstand für den jeweiligen Sachbearbeiter. So 

werden z. B. die Merkmale des Tatablaufes (Tatort, 

Tatzeit, Opfer, der zugefügte Schaden, die Asser­

vate, die Vernehmungsprotokolle usw.) fixiert. 

Die Kontrollfunktion pOlizeilicher Kriminalakten 

dient der Kontrolle der getroffenen polizeilichen 

Aktivitäten durch andere, höhere pOlizeiinstanzen 

oder durch die Justizorgane. 
Freilich werden die Aktenproduzenten bei der Akten­

führung bestehende Gestaltungsräume im Sinne der 62) 
Legitimierung ihrer Entscheidungen nutzen Dies 

ist bei der Kontrollfunktion von Akten stets 

kritisch in Betracht zu ziehen, ohne auf die von 

Luhmann viel erörterte "brauchbare Illegalität" 
63) 

genauer eingehen zu wollen 
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b) Aufbau pOlizeilicher Kriminalakten 

Da pOlizeiliche Kriminalakten eine "Realität ganz 

eigener Art" darstellen, und die in Bund und Ländern 

einheitlich geltenden KpS-Richtlinien präzise Vor­

gaben für die Aktenführung geben, besitzen pOlizei­

liche Kriminalakten einen typischen, für die jewei­

ligen pOlizeilichen Zwecke ausgerichteten Aufbau. Es 

ist deshalb unzutreffend, wenn Schoreit meint, es 

handele sich bei Kriminalakten um ein "Konglomerat 

von Unterlagen über Strafverfolgungsvorgänge und 
64) 

über präventive Tätigkeiten der POlizei" . Eine 

vom Bundeskriminalamt als Zentralst.elle geführte 

Kriminalakte ist z. B. wie folgt aUfgebaut: Straf­

registerauszug, Zusammenstellung der erkennungs­

dienstlichen Behandlungen und der Auswerteergebnisse 

hieraus gern. Vordruck "BKA-lOO a", Personenfest­

stellungsunterlagen, sonstiger Schriftverkehr mit 

übermittlungsfähigen Informationen in chronologi­

scher Reihenfolge, Abschluß-Trennblatt, nicht über-
. t 1 f"h' f . 65) ml t ungs alge In ormatlonen 
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111. Das Regelungswerk der KpS-Richtlinien 

1. Kriminalpolizeiliche personenbezogene Sammlungen 

Der überkommene, allgemein be- und anerkannte Begriff 

der pOlizeilichen Kriminalakte, der hier weiterverwandt 

werden soll, ist mit dem neuen Begriff der kriminal­

pOlizeilichen personenbezogenen Sammlungen gemäß Richt­

linien für die Führung kriminalpolizeilicher personen­

bezogener Sammlungen deckungsgleich. Der Begriff der 

"kriminalpolizeilichen personenbezogenen Sammlung" 

könnte wie beim Begriff der pOlizeilichen Kriminalakte 

vorn Wortlaut her implizieren, daß Kriminalakten ledig­

lich Informationsinhalte aus dem Bereich der Repression 

enthielten. Dies ist freilich unzutreffend, wie oben 

(11. 1. b) (3.3)) bereits dargestellt worden ist (vgl. 

auch Ziffer 1.1 KpS-Richtlinien). 

Die KpS-Richtlinien regeln im einzelen, welcher Perso­

nenkreis und welche Unterlagen in die pOlizeiliche 

Kriminalakte aufgenommen 'Vlerden. Sie bestimmen, wie die 

Auskunft aus Kriminalakten an Private oder an andere 

Behörden auszusehen hat und welche Kriterien für die 

Übermittlung von Informationen im Rahmen der Amtshilfe 

gelten. Es ist die Auskunft an den Betroffenen gere-
. 66) 

gelt, die Dauer der Aufbewahrung von Unterlagen in 

der pOlizeilichen Kriminalakte (Regelfrist: 10 Jahre, 

die nach bestimmten Kriterien verkürzt und nach geson­

derter Überprüfung im Einzelfall auch verlängert werden 

kann), die Aussonderung von Informationen aus der Kri­

minalakte und die Datensicherung. 

Die KpS-Richtlinien sind bei den POlizeien des Bundes 

und der Länder allgemein eingeführt. Sie haben sich 

generell bewährt und haben auch seitens der Daten-
67) 68) 

sChützer Anerkennung erfahren 
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2. Berücksichtigung des Interesses der Justizorgane 

POlizeiliche Kriminalakten enthalten aber auch Informa­

tionen, die die Strafverfolgung betreffen. Jedenfalls 

in der zeitlich begrenzten Phase des Ermittlungs-, des 

Zwischen- und des Hauptverfahrens dienen diese Informa­

tionen auch repressiven Zwecken. Diese repressiven 

Informationen sind gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO der 

Staatsanwaltschaft zu übersenden. Folglich sind bei der 

Führung der pOlizeilichen Kriminalakten auch die Inter­

essen der Justizorgane, insbesondere die der Staatsan­

waltschaft, zu berücksichtigen. Diesem legitimen Inter­

esse tragen die KpS-Richtlinen auch Rechnung. Gemäß 

Ziffer 1.7 KpS-Richtlinen bleibt die Sachleitungsbefug­

nis der Staatsanwaltschaft auf dem Gebiet der Strafver­

folgung durch die KpS-Richtlinien ebenso unberührt wie 

spezialgesetzliche übermittlungsregelungen z. B. § 2 

BRA-Gesetz, §§ 161, 163 StPO (vgl. Ziffer 3.1 Satz 3 

KpS-Richtlinien). Hervorzuheben ist'die Subsidiarität 

der Auskunftserteilung aus pOlizeilichen Kriminalakten 

durch die POlizeibehörden gern. Ziffer 3.6 KpS-Richtli­

nien. Nach dieser Bestimmung ist bei Auskunftsersuchen 

zuvor zu prüfen, ob ein' Hinweis auf andere Quellen 

(z. B. Bundeszentralregister, Staatsanwaltschaften, 

Gerichte) ausreichend ist. Ferner ist bei einer Aus­

kunft an den unmittelbar Betroffenen gern. Ziffer 4.1 

Abs. 3 KpS-Richtlinien die POlizeibehörde verpflichtet, 

im Rahmen anhängiger Strafverfahren das Einvernehmen 

(bei der Auskunftserteilung) mit der Staatsanwaltschaft 

herbeizuführen. Schließlich wird auf die Aussonderungs­

verpflichtung der aktenführenden POlizeibehörde gern. 

Ziffer 5.4.3 KpS-Richtlinien hingewiesen, wenn nämlich 

die Staatsanwaltschaft eine Entscheidung getroffen hat . , 
wonach Gründe, die zunächst zur AUfnahme in die pOli-

zeilichen Kriminalakten geführt haben, nicht mehr'zu­

treffen. 
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Eine Gesamtwürdigung dieser in den KpS-Richtlinien ge­

troffenen Regelungen führt zu dem Ergebnis, daß zwar 

die POlizeibehörden die Last der Aktenführung, -berei­

nigung, -aussonderung alleine voll zu tragen haben, daß 

aber - zu Recht - die Informationsbedürfnisse der 

Justizorgane, insbesondere der Staatsanwaltschaft, in 

vollem Umfang gewahrt werden. Diese EinsChätzung wird 

von einigen Vertretern der Staatsanwaltschaft, die sich 

zur pOlizeilichen Kriminalakte geäußert haben, nicht 

geteilt. 
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69) 
IV. Die Auffassung der staatsanwaltsch~ft 

Nach Schoreit sieht die eben beschriebene (vgl. 11. und 

111.) "Rechtswirklichkeit" vÖllig anders aus: 

Nicht die POlizei (die Polizeibehörden der Länder/des 

Bundeskriminalamtes als Zentralstelle) verfügt über die 

von ihr geführten pOlizeilichen Kriminalakten, sondern die 

zuständige Staatsanwaltschaft oder das mit dem Strafver-
70) 

fahren befaßte Gericht und zwar selbst dann, wenn in 

diesen Kriminalakten noch andere, insbesondere präventive 
71) . .. 

Informationen enthalten sind . Zweck der pOlIzeIlIchen 

Kriminalaktenführung sei nicht nur die Verhütung, sondern 

auch und gerade die zukünftige Aufklärung von Straftaten. 

Zur Realisierung dieses AUfklärungszweckes müsse jeder 

gute Kriminalist, und dies sei auch der Staatsanwalt, 

Erfahrungen auswerten, einschlägige Personenkreise und 

frühere Strafverfahren sowie Treffpunkte von Straftätern 

kennen, um zukünftige Fälle richtig bearbeiten zu können. 

Dadurch werde die unmittelbare Ausrichtung entsprechender 

Datenerfassung und -auswertung auf die Strafverfolgung 

nicht aUfgelöst. Materiell sei daher jede Vorbereitung 

späterer Strafverfolgung durch Sammeln von Informationen 

über Straffälle selbst wesentlicher Bestandteil (!) geord-
72) 

neter Strafverfolgungstätigkeit Ein "gleichzeitiges 

Auftreffen von Strafverfolgung und Prävention" komme gar 
73) 

nicht vor 

Die POlizei könne sich auch nicht, wenn sie sich mit der 

Strafverfolgung befasse, auf präventiv-pOlizeiliche ange­

fallene Unterlagen berufen, da solche Gründe bei den Vor­

gängen der Strafverfolgung grundsätzlich keine Bedeutung 
74) 

hätten . Ursprünglich präventiv-pOlizeilich angefallene 

Unterlagen, die in ein strafrechtliches Ermittlungsver­

fahren eingezogen werden, gingen endgültig für alle 

weiteren präventiv-polizeilichen 'Zwecke der POlizei ver­

loren. Die Trennlinie zwischen Prävention .und Repression 
d d . 75) 

wer e ort gezogen, wo dIe Strafverfolgung beginne 
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Der Bereich der Prävention soll also automatisch dann 

verlassen oder beendet werden, wenn gern. § 152 Abs. 2 

StPO zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine 

Straftat vorliegen. 

Insbesondere dürfe das Bundeskriminalamt präventiv erhobe­

ne persönliche Daten, die vor Einleitung eines Ermitt­

lungsverfahrens angefallen seien, nicht weiter verarbei­

ten, wenn diese Daten Inhalt eines Strafverfahrens gewor-
76) 

den seien . Da in pOlizeilichen Kriminalakten regel-

mäßig Vorgänge und Informationen aus strafrechtlichen 

Ermittlungsverfahren (alS Doppel) enthalten seien, handele 

es sich bei diesen pOlizeilichen Kriminalakten insgesamt 

um Akten, die ausschließlich dem Bereich der Repression 
77) 

zuzuordnen seien Auf spezifische, z. B. präventiv-

pOlizeiliche Verwendung oder Zweckrichtung der in den 

Kriminalakten enthaltenen Informationen komme es nicht an. 

Denn als Herrin des Ermittlungsverfahrens sei die Staats­

anwaltschaft auch Herrin der in der Kriminalakte enthalte­

nen Informationen. Die gesamte Kriminalakte sei deshalb 

nichts weiter als eine Art Doppekakte der staatsanwalt­

schaftlichen Ermittlungsakte. Sie bleibe mithin "Justiz-
78) 

akte" 

Begründet wird dies zum einen mit § 163 Abs. 2 Satz 1 

StPO. Danach ist die pOlizei verpflichtet, nach Abschluß 

der Ermittlungen die Akte unverzüglich an die Staatsan­

waltschaft zu übersenden. Es handele sich mithin bei den 

in den Kriminalakten gesammelten Informationen lediglich 

um eine aus § 163 
79) 

ständigkeit 

Abs. 2 StPO abgeleitete Durchgangszu-

Zum anderen soll der Bereich der Prävention immer dann 

verlassen oder be endet sein, wenn zureichende tatsächliche 

Anhaltspunkte gern. § 152. Abs. 2 StPO für eine Straftat 
80) 

vorlägen 
Rechtsstreite, die im Zusammenhang mit der Kriminalakte 

geführt werden, seien nicht im Verwaltungsrechtsweg gern. 

§ 40 VwGO sondern im ordentlichen Rechtsweg gern. § 23 f. 
, 81) 

EGGVG zuzuweisen 
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, 
Insgesamt kommen die genannten Vertreter der Staatsan­

waltschaft zu dem Ergebnis, daß es keine'Rechtsgrundlage 

für das Aufbewahren und Führen von pOlizeilichen Krimi­

nalakten durch die POlizeibehörden gebe, daß insbesondere 

auch § 2 Abs. 1 Nr. 1 BKA-Gesetz keine ausreichende 

Rechtsgrundlage für die Kriminalaktenführung/-auswertung 

durch das Bundeskriminalamt als Zentralstelle dar-
82) 

stelle . Die Führung von Kriminalakten durch die Poli-

zeibehörden sei grOl:> verfassungswidrig. Deshalb dürften 

die Justizorgane den Polizeibehörden keinerlei Mittei­

lungen mehr machen, und zwar selbst dann nicht, wenn diese 

Mitteilungsverpflichtungen auf einem förmlichen Gesetz 
83) . 

beruhten 

Uhlig vertritt darüber hinaus die Auffassung, daß gerade 

die KpS-Richtlinien eine Entwicklung in RiChtung auf den 

POlizeistaat nicht nur zulasse, sondern die gegenwärtige 

Praxis (Aktenführung der Polizeibehörde anhand der KpS-
84) 

RiChtlinien) diese Entwicklung sogar verstärke . 

Deshalb vertritt Uhlig in These drei seiner drei Auf-85) 
sätze die Auffassung, daß "der Teil der POlizei, der 
heute bei der Strafverfolgung mitwirkt, in die Zuständig-
keit der Justiz zu überführen und in die Staatsanwalt-
sChaft einzugliedern" 

Damit könnten auch viele 

junger Bürger - abgebaut 

sei (vgl. Eingangszitat (4.4». 

Ängste der Bürger - insbesondere 
86) 

werden 

Zusammenfassend ließe sich die Auffassung der genannten 

Vertreter der Staatsanwaltsch~ft wie folgt umschreiben: 

Wegen § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO komme den pOlizeilichen 

Kriminalakten nur eine Durchgangszuständigkeit zu. Sie 

seien deshalb nichts anderes als ein Doppel der Justiz­

akte. Als Herrin des Ermittlungsverfahrens sei die Staats­

anwaltschaft auch "Herrin der pOlizeilichen Kriminalakte". 

Den BereiGh der sogenannten Misch- oder Gemengelage von 
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Prävention und Repression gebe es bei pOlizeilichen Krimi-

nalakten nicht, weil die 
und Repression dort gezogen 

Trennlinie zwischen Prävention 
werde, wo die Strafverfolgung 

beginne. Der BereiCh der Prävention ende automatisch dann, 

wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine 

Straftat vorlägen. 
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v. Eingriffsproblematik/Anlegen und Führen polizeilicher 

Kriminalakten durch die POlizeibehörden der Länder 

Um auf die AUffass,ung der genannten Vertreter der Staats­

anwaltschaft einzugehen, sCheint es aus verfassungsrecht­

licher Sicht sinnvoll zu sein, danach zu differenzieren, 

ob die Kriminalakten von den POlizeibehörden der Länder 

oder vom Bundeskriminalamt als Zentralstelle geführt 

werden. 

Die Problematik, ob es sich beim Führen von pOlizeilichen 

Kriminalakten um Eingriffe in das 

keitsrecht gern. Art. 2 Abs. 1 i. 

allgemeine Persönlich­

V. m. 1 Abs. 1 GG han-

delt, soll vorab geklärt werden, weil diese Problematik 

sowohl für das Bundeskriminalamt als Zentralstelle wie 

auch für die POlizeibehörden der Länder in gleicher Weise 

gilt. 

1. Anlegen und Führen von pOlizeilichen Kriminalakten als 

Eingriff 

Bis in die jüngste Vergangenheit hinein war umstritten, 

ob es sich beim Anlegen und Führen von pOlizeilichen 
K . . 1 k "b h '" 87). r1m1na a ten u er aupt um e1nen E1ngr1ff 1n das 

allgemeine Persönlichkeitsrecht gern. Art. 2 Abs. 1 

i. V. m. 1 Abs. 1 GG handele oder ob hierin lediglich 

ein bloßes Verwaltungs internum ohne jegliche AUßenwir-, 
kung liege. 

a) Anlage/Führung von pOlizeilichen Kriminalakten nach 
den KpS-Richtlinen 

AuS dem Charakter der KpS-Richtlinen als unterge­

setzliche Verwaltungsvorschriften kann der Schluß 

gezogen werden, daß die Innenminister des Bundes und 

der Länder in der Führung von pOlizeilichen Krimi­

nalakten lediglich ein Verwaltungs internum ohne 
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Eingriffscharakter gesehen haben. Dies entsprach 

auch durchaus der überkommenen Meinung in der Lite-
88) 

ratur . Auch der Gesetzgeber in Bund und Ländern 

ist von der Auffassung ausgegangen, daß die Führung 

kriminalpolizeilicher Sammlungen von der pOlizei­

lichen AufgabensteIlung gedeckt sei und mangels 

eines konkreten Eingriffes in das allgemeine Persön­

lichkeitsrecht keiner speziellen Befugnisnorm be-
89) 

dürfe . Denn außer einigen Sondervorschriften über 

die Identitätsfeststellung und die erkennungsdienst­

lichen Maßnahmen enthielt ursprünglich kein POlizei­

gesetz des Bundes und der Länder besondere Befugnis­

normen zur Führung von Kriminalakten, obwohl diese 

typischen polizeilichen Maßnahmen seit jeher durch­

geführt und allseits als notwendig und sachdienlich 
90) 

anerkannt waren und sind 

b) Die Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes 

Das Bundesverwaltungsgericht hat freilich schon sehr 

früh
9I

) auf den möglichen Eingriffscharakter beim 

Führen von polizeilichen Kriminalakten hingewiesen, 

weil "die rechtlichen Interessen des Betroffenen so 

stark berührt (sein können), daß von behördeninter­

nen vorgängen (bei pOlizeilichen Kriminalakten) 

nicht mehr gesprochen werden" könne. Diese Recht­

sprechung des Bundesverwaltungsgerichtes ist von 

verschiedenen Verwaltungsgerichten fortgeführt 
92) 

worden und spätestens mit der bekannten Gast-
93) 

wirtsentscheidung des BayVGH insofern bestätigt 
94) .., .. d d 

durch den BayVerfGH ,schlusSlg begrun et wor en. 
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c) Eigene Auffassung 

Meines Erachtens kann man jedoch nicht den Ein­

griffscharakter beim Führen von pOlizeilichen Krimi­

nalakten abstrakt-generell bejahen oder verneinen, 

weil dies davon abhängt, ob im konkreten Einzelfalle 

im FÜhren "dieser" Kriminalakte ein Eingriff im 

Sinne des Vorbehaltsprinzips angenommen werden kann 

oder nicht. Obwohl der Eingriffsbegriff in den 
letzten Jahren 

95) 
worden ist 

ständig erweitert und 

wobei heute nicht mehr 
ausgedehnt 

auf formale 
(Unmittelbarkeit, Finalität des Eingriffes), sondern 

vielmehr auf materielle Kriteren (Schwere der Bela­

stung und Intensität des Eingriffes), also auf den 

Effekt der Maßnahme für den Betroffenen, abgestellt 

wird, wird man jedenfalls bei einigen pOlizeilichen 

Kriminalakten eine Eingriffsqualität niCht bejahen 

können, weil es an der für einen Eingriff erforder­

lichen IntenSität, an der für den· Betroffenen spür­

baren Schwere, fehlt. Denn die Aussagekraft/Gehalt 

mancher Kriminalakten ist so gering, "dünn" im Wort­

sinn, weil oft nur ein einzelnes Blatt mit einer 

beiläufigen Benennung des Namens des Betroffenen 

existiert. In diesen Fällen kann allenfalls von 

einer Belästigung, nicht aber von einem Eingriff in 

das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung 
96) des Betroffenen ausgegangen werden 

Im Regelfall jedoch wird man von der Eingriffs­

qualität beim FÜhren von Kriminalakten auszugehen 

haben. Insoweit deckt sich die AUffassung der Ver­

waltungsgerichte durchaus mit der hier vertretenen. 
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2. Zuordnung der sog. 

kämpfung" 

"vorbeugenden Verbrechensbe-

Soweit die pOlizeiliche Kriminalakte nicht unmittel­

bar der Gefahrenabwehr dient (s. o. II. 1. b) 

(3.3», sondern mit ihr im Schwerpunkt Zwecke ver­

folgt werden, künftig drohende Straftaten zu verhü­

ten, mit der Kriminalakte also vorsorgend Informa­

tionen bereitgestellt werden, weil aufgrund einer 

kriminalistisch-kriminologischen Prognose angenommen 

werden muß, daß der Betroffene erneut straffällig 

werden könnte (vgl. Perseveranzhypothese, s. o. II. 

1. b) (1.1», wird eine derartige pOlizeiliChe Maß­

nahme (Kriminalaktenführung) rechtlich der sog. vor-

beugenden Verbrechensbekämpfung/vorbeugenden Be-

kämpfung von Straftaten zugewiesen. Insoweit besteht 

Einigkeit. Umstritten ist allerdings, ob dieser Be­

reich der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung der 

Prävention oder der Repression zuzuordnen ist oder 

ob für diese Maßnahmen gar eine "dritte Säule" 

pOlizeiliChen Tätigwerdens angenommen werden muß. 

a) Die Auffassung der herrschenden Meinung 

Der BereiCh der vorbeugenden Verbrechensbekämp­

fung ist von den für die Gefahrenabwehr zustän­

digen Landesgesetzgebern in den neueren polizei-

gesetzen ausdrücklich geregelt worden (vgl. z B. 

§ 10 Abs. 2 Nr. 2 PolGNRW oder §§ 25a Abs. 1 

Nr. 2, 25b Abs. 2 Nr. 2 und 25c Abs. 1 Nr. 2 PVG 

RhPf) . Auch der Musterentwurf (ME) (vgl. § 10 

Abs. INr. 2 ME PolG) sowie der Alternativentwurf 

(AE) (vg 1. § § 11 Abs. 1 Nr. 2, 12 Abs. 2, 16 

Abs. 2 AE PolG) haben die vorbeugende Verbre­

chensbekämpfung dem Bereich der Gefahrenabwehr, 

also dem pOlizeirecht, zugewiesen. 
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Der Grund für diese Zuweisung ergibt sich aus dem 

umfassenden Sicherheitsauftrag der pOlizei für 

die Gefahrenabwehr und der Beschränkung der 

Strafverfolgung auf eine konkrete, verfolgbare 

Straftat gern. § 152 Abs. 2 StPO. Wegen dieser Be­

sChränkung der Strafverfolgung auf eine konkrete 

Bezugstat ist der Handlungsspielraum der Straf­

verfolgung nach der StPO enger als der der Gefah-
97) 

renabwehr nach den POlizeigesetzen der Länder 

Allerdings wird nicht verkannt, daß gerade der 

Bereich der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung 
98) 

durchaus schwierige Rechtsfragen aufwirft 

b) Die Auffassung der Mindermeinung und deren Wider­

legung 

99) 
Gleichwohl wird von einer Mind~rmeinung ver-

sucht, durch Verwendung eines sehr weiten Straf­

verfolgungsbegriffes den Bereich der vorbeugenden 

Verbrechensbekämpfung oder - was inhaltlich das 

gleiche bedeutet - den Bereich der vorbeugenden 

Bekämpfung von Straftaten der Strafverfolgung 

zuzuordnen. Dies wird damit begründet, daß Maß­

nahmen aus dem Bereich der vorbeuge~den Verbre­

chensbekämpfung/vorbeugenden Bekämpfung von 

Straftaten die Strafverfolgung in der Zukunft 

erleichtern'können. Nach dieser Auffassung komme 

der präventiven Ausrichtung der vorbeugenden 

verbrechensbekämpfung lediglich ein bloßer Be­

gleit- oder Nebeneffekt für die eigentliche 

Strafverfolgungsmaßnahme zu. So wird insbesondere 

die Sammlung von Unterlagen, die der Überführung 

des Beschuldigten im späteren Strafverfahren 

dienen können, nicht der Gefahrenabwehr, sondern 
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der Strafverfolgung zugewiesen, weil hiermit die 

zukünftige Verfolgung von Straftaten erleichtert 
. 100) 

werde. Auch In den "Allgemeinen Bestimmungen" 

wird dieser Bereich der vorbeugenden Verbrechens-
101) 

bekämpfung geradezu apodiktisch also ohne 

jegliche Begründung, der StPO zugeschlagen. 

Dies erscheint aus doppelter Sicht bedenklich zu 

sein. Zum einen lassen die "Allgemeinen Bestim­

mungen" zur Neuregelung der StPO eine Abstimmung 

mit einigen POlizeigesetzen der Länder und dem VE 

vermissen, weil dort die vorbeugende Verbrechens­

bekämpfung einhellig dem POlizeirecht zugewiesen 

ist, ein offenkundiger gesetzgeberischer Wider­

spruch (gesetzgeberisches Gegeneinander). Zum 

anderen - und dies ist der materielle Einwand -

löst sich eine derart antizipierte Strafver­

folgung wegen ihrer zukünftigen Verwendungsunge­

wißheit vom konkreten Anfangsverdacht gern. § 152 

Abs. 2 StPO. Solche Maßnahmen aus dem BereiCh der 

vorbeugenden Verbrechensbekämpfung wie z. B. das 

Sammeln von Unterlagen in Akten/Speichern von 

Daten besitzen mithin keine schuld- und rechts­

folgerelevante Bedeutung für ein aktuelles 

Strafverfahren, weil es dieses jetzt überhaupt 

nocht nicht gibt und vielleicht niemals geben 

wird. Eine derart antizipierte Strafverfolgung 

ist also mit den Strukturprinzipien der StPO als 

bundesgesetzlich abschließender Regelung 
102 ) 

(vgl. § 152 Abs. 2 StPO) unvereinbar Eine 

derart antizipierte Strafverfolgung wirft viel­

mehr die in Rechtsprechung und Literatur seit 

jeher herrschende Meinung zur Abgrenzung von 

prävention und Repression ohne hinreichende Be­

gründung über den Haufen und übersieht, daß sich 
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gerade am Anfang pOlizeilicher Tätigkeiten die 

entsprechenden Informationserhebungsmaßnahmen der 

pOlizei häufig nicht eindeutig zuordnen lassen 
103) 

(Stichwort: Misch- oder Gemengelagen) 

c) Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung als sog. 

"dritte Säule" polizeilicher Tätigkeit 

Es kann freilich kaum bestritten werden, daß im 

Bereich der vorbeugenden verbrechensbekämpfung/ 

vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten Elemente 

repressiver und präventiver Art in manchmal kaum 

zu entwirrender Weise verknüpft sind und/oder 

sich überlagern. Diese Ambivalenz war schon immer 
104) 

bei § 8lb 2. Alt. StPO und bei der'Problema-

tik der Razzia virulent. Diese wechselseitige 

Durchdringung repressiver und präventiver Momente 

bei der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung tritt 

zunehmend und immer deutlicher hervor, wenn man 

die modernen gesetzgeberischen Entwicklungen und 

Überlegungen im POlizei recht wie im Strafverfol­

gungsrecht betrachtet. Es sei nur - was das Poli­

zeirecht anbelangt - an die Auflösungserscheinun­

gen und Erweiterungen des Begriffes der konkreten 

Gefahr (vgl. z. B. § 8a Abs. 1 VE) oder an die 

Loslösung von der klassischen Störeteigenschaft 

erinnert (so wird z. B. die personale Störerhaf­

tung durch eine Jedermanns- oder Ortshaftung 

ersetzt bei den "gefährlichen" Orten, oder es 

wird an die Razzia gern. § 9 Abs. 1 Nr. 2 ME erin­

nert). Im Bereich der Strafverfolgung wird z. B. 

bei der Kontrollstelle gern. § 111 StPO auf die 

Beschuldigten-/Verdächtigteneigenschaft verzich­

tet und ähnliches gilt auch bei der sog. Schlepp­

netzfahndung gern. § l63d StPO. 
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Insbesondere aber die informationellen Vorfeld­

aktivitäten der POlizei wie z. B. die Datenerhe-
105) 

bungsproblematik (vgl. z. B. § 8a - c VE) 

der V-Mann-Einsatz, aber auch die hier interes­

sierende pOlizeiliche Kriminalaktenführung sind 

diesem Überschneidungsbereich zuzurechnen. 

Es stellt sich deshalb die Frage, ob dieser eben 

beschriebene Bereich sich wechselseitig durch­

dringender repressiver und präventiver polizei­

licher ~~tivitäten nicht als rechtlich eigenstän­

dige, sozusagen "dritte Säule" polizeilicher 

Tätigkeit, begriffen werden kann, die sich aus 

dem umfassenden Sicherheitsauftrag der POlizei 
106) 

ableitet Denn die klassische Zweiteilung 

pOlizeilicher Tätigkeiten in Prävention und Re­

pression habe - so Stümper - gerade im Hinblick 

auf die modernen Erscheinungsformen der Verbre­

chensbekärnpfung ihre innere Berechtigung verlo­

ren, weil die pOlizei gerade bei der besonders 

gefährlichen Kriminalität "operativ" vorgehen 
107) 108) 

müsse. Mit Kniesei und Dreier muß die 

Implantierung einer solchen dritten Rechtsebene 

pOlizeilichen Tätigwerdens schon deshalb aus­

scheiden, weil das Grundgesetz strikt zwischen 

den Gesetzgebungskompetenzen des Bundes (Straf­

recht gern. Art. 74 Nr. 1 GG) und denen der Länder 

(Polizeirecht gern. Art. 30, 70 Abs. 1 GG) unter­

sCheidet. 
Der dritten Handlungsebene der pOlizei (operative 

Arbeitsweise der pOlizei) entspricht mithin keine 
109) 

dritte Rechtsebene . Dies hat zur Konsequenz, 

daß die Abgrenzung zwischen prävention und Re-

pression rechtlich nicht weiter 

dern vielmehr deutlicher anhand 

verwischt, son­

der allgemein 



- 41 -

anerkannten Abgrenzungskriterien vorgenommen wer­

den sollte, wobei bei einer zukünftigen Gesetzge­

bung in diesem kritischen Bereich die Möglichkeit 

der Doppelverwendung multivalenter Informationen 

für- die unterschiedlichen Zwecke beachtet werden 

müßte (Zweckbindungsproblematik). 

Für die hier interessierende Frage der Zuordnung 

pOlizeilicher Kriminalakten gelten mithin die 

überkommenen, allgemeinen Regeln zur Abgrenzung 

von Prävention und Repression, die bekanntlich 

auf den Schwerpunktgedanken im konkreten Ein­

zelfall abheben (siehe dazu unten V. 3.). 

3. Rechtswegproblematik 

a) Im Regelfall 

Mit der nunmehr gefestigten Rechtsprechung der 
110) 

Verwaltungsgerichte zur Eingriffsqualität 

von pOlizeilichen Kriminalakten ist im Regelfall 

inzidenter aber auch der Verwaltungsrechtsweg 

gemäß § 40 VwGO festgelegt worden. Der BayVGH hat 

in seiner Gastwirtsentscheidung ausdrücklich den 

Verwaltungsrechtsweg bejaht. Er hat ausgeführt 

(NJW 84, 2235): 

" Für das Begehrep des Klägers ist der Ver­
waltungsrechtsweg gern. § 40 Abs. 1 Satz 1 
VwGO gegeben. Denn der Beklagte (Polizei­
präsident) macht zu Recht geltend, daß 
die Führung einer Kriminalakte über den 
Kläger zum gefahrenabwehrenden Aufgaben­
bereich der POlizei gehört. Zwar ist die 
Kriminalakte, wie der Beklagte einräumt, 
erstmals während eines gegen den Kläger 
laufenden strafrechtlichen Ermittlungs­
verfahrens angelegt worden und enthält im 
wesentlichen nur Durchschriften von 
Schriftstücken, die im Laufe dieses und 
der weiteren strafrechtlichen Ermitt-
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lungsverfahren angefallen sind (Verneh­
mungsprotokolle, Zeugenaussagen, Ab­
schriften der Unterlagen und Urteile oder 
Einstellungsbeschlüsse). Daraus folgt 
jedoch nicht zwingend, daß sie allein zur 
künftigen Strafverfolgung des Klägers 
durch die POlizei dient. Da die POlizei 
neben ihr auch gern. Art. 2 Abs. 4 des 
(Bayerischen) POlizeiaufgabengesetzes 
- BayPAG - vorn 24.8.1978 (GVBl. 2. 561) 
in Verbindung mit § 163 StPO i. d. F. der 
Bekanntmachung vorn 7.1.1975 (BGBl. I, 
129) obliegenden Mitwirkung bei der Stra­
fverfolgung als Hilfsbearnte der Staatsan­
waltSChaft in erster Linie die Aufgabe 
hat, Gefahren für die öffentliche Sicher­
heit und Ordnung abzuwehren (Art. 2 
Abs. 1 BayPAG), ist für die Abgrenzung 
des jeweiligen Tätigkeitsbereiches der 
POlizei nicht maßgeblich, bei welcher 
Gelegenheit sie eine Maßnahme trifft, 
sondern welche Zwecke sie damit überwie­
gend verfolgt. Insoweit hat der Beklagte 
eindeutig geltend gemacht, daß die Füh­
rung und Aufbewahrung der Kriminalakte 
überwiegend präventiv-polizeilichen 
Zwecken diene, auch wenn dadurch gleich­
zeitig - als Nebeneffekt -die Verfolgung 
künftiger Straftaten des Klägers erleich­
tert werden. Hierbei handelt es sich 
nicht um eine mit der Wirklichkeit nicht 
übereinstimmende bloße Behauptung des 
Beklagten, um eine nach strafprozessualen 
Maßstäben - wohl - nicht zulässige eigen­
ständige Aktenführung der POlizei schein­
bar zu rechtfertigen, so daß dem Beklag­
ten nicht geglaubt werden könnte. Zwar 
wird von seiten der Staatsanwaltschaft 
die Meinung vertreten, daß alle im Rahmen 
eines strafrechtlichen Ermittlungsver­
fahrens anfallenden Unterlagen allein für 
Strafverfolgungszwecke, nicht aber für 
präventiv-pOlizeiliche Zwecke benutzt 
werden dürften (Schoreit, ZRP 81,74 f.); 
Ernesti, DVR 83, 12 f. (15, Fn. 52). Dies 
gehe soweit, daß sogar ursprünglich 
präventiv-pOlizeilich angefallene Unter­
lagen, die in ein laufendes strafrecht­
liches Ermittlungsverfahren einbezogen 
worden seien, endgültig dem präventiv­
polizeilichen Bereich verloren gingen 
(Schoreit, ZRP 81, 75). Dem kann der 
Senat jedoch nicht folgen. Es ist heute 
Überwiegend anerkannt, daß die sogenannte 
vorbeugende Verbrechensbekärnpfung, zu der 
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auch das Führen von kriminalpolizeilichen 
personenbezogenen Sammlungen, sei es in 
Form von Akten oder als Datei, gehört, 
Teil der präventiv-polizeilichen Aufgabe 
im weiteren Sinne ist. Denn hiermit wird 
in erster Linie versucht, künftig drohen­
de Straftaten von vornherein zu verhüten, 
nicht bloß, solche später leichter aufzu­
klären und damit strafrechtlich erfolg­
reicher zu ahnden (vgl. allgemein Riegel, 
ZPR 1978, 19; ders., DöV 1978, 505; 
ders., JR 1979, 50; BUll, DVR 82, 4; 
Kube/Leineweber, DVR 83, 80i Rasch, All­
gemeines POlizei- und Ordnungsrecht, 
2. AufI., § 1 ME, Rdnr. 24, 53; Denninger 
u. a., Alternativentwurf einheitlicner 
POlizeigesetze des Bundes und der Länder, 
Einleitung S. X, § 2 Anm. 3; zweifelnd 
Staats DÖV 1979, 159; speziell für die 
Kriminalakten, VGH Kassel, Urteil vom 
13.2.1979 Nr. 11. OE 97/76; VG Darmstadt, 
DVBl. 79, 743; für die ähnlichen Zwecken 
dienenden erkennungsdienstlichen Unter­
lagen Bundesverwaltungsgericht in stän­
diger Rechtsprechung, z. B. BVerwGE 26, 
169 (170) = NJW 1967, 1192; BVerwG NJW 
1983, 1338 = növ 1983, 381; BVerwG, 
BayVBl. 1983, 183 sowie BVerwGE 66, 
192 = NJW 1983, 772.)" 

Zum gleichen Ergebnis kommt der VGH Mannheim 

(NJW 87, 3022): 

"Nach ihrer gesetzlichen Zweckbestimmung 
dient die Anfertigung, Aufbewahrung und 
systematische Zusammenstellung von Unter­
lagen der genannten Art in kriminalpoli­
zeilichen Sammlungen der vorsorgenden 
Bereitstellung von sächlichen Hilfsmit­
teln für die Wahrnehmung der Aufgaben, 
die der POlizei hinsichtlich der Erfor­
schung und Aufklärung von Straftaten 
durch § 163 StPO sowie im übrigen durch 
§ 1 Baden-Württembergisches POlizeigesetz 
zugewiesen sind." 
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Damit ist auch entschieden worden, daß es sich 

bei der Sammlung personenbezogener Informationen 

in pOlizeilichen Kriminalakten im Regelfall um 

eine präventiv-polizeiliche Aufgabe, nämlich um 
111) 

vorbeugende Verbrechensbekämpfung, handelt 

weil mit der Kriminalaktenführung regelmäßig eine 
. . . 112) 

pollzeltyplsche Aufgabe wahrgenommen wird 

die außerhalb einer konkreten Strafverfolgung 

(vgl. die o. a. Beispiele) steht. Diese einhelli­

ge Rechtsprechung wird auch von der Überwiegenden 
113) 

Meinung in der Literatur geteilt . Denn bei 

der pOlizeilichen Kriminalaktenführung besteht 

ein enger, fachspezifischer Bezug zu typischen 

Aufgaben der polizei. Die pOlizeiliche Kriminal­

akte dient - wie gezeigt - im Regelfall der vor­

beugenden Verbrechensbekärnpfung, die traditionell 

der Gefahrenabwehr zugerechnet wird und zwar als 

ein Unterfall des generellen Auftrages zur Gefah-
114) 

renabwehr (Verhütungsauftrag) 

pOlizeiliche Kriminalakten richten siCh aber nur 

gegen solche Personen, von denen aufgrund krimi­

nalistisch-kriminologischer oder pOlizeilicher 
115) 

Prognose angenommen werden muß, daß sie wie-

derholt straffällig werden (WiederhOlungstäter). 

Bei sog. Einrnaltätern verbietet sich eine Krimi­

nalakten-Führung von vornherein wegen Verstoßes 

gegen das Übermaßprinzip. Bei Einmaltätern wäre 

eine Kriminalakten-Führung aber auch aus rein 

tatsächlichen Gründen unnötig, weil mit einer 

solchen pOlizeilichen Kriminalakte der pOlizei 

keine weiteren Informationen für eine verbesserte 

Gefahrenabwehr zur Verfügung 

könnten. Im HinbliCk auf die 

gestellt werden 

Strafverfolgung 

fehlt es derartigen Kriminalakten (bei Einmal-
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tätern) regelmäßig an der schuld- und rechts­

folgerelevanten Bedeutung für ein neues, kon­

kretes Strafverfahren. Maßgeblich ist - wie der 

BayVGH in seiner Gastwirtsentscheidung zu-
116) 

treffend herausgearbeitet hat die 

" gesondert festzustellende, vom Täter aus­
gehende Wiederholungsgefahr". 

Denn erst sie vermag die (kriminal-)polizei-

lichen Instrumentarien, wie z. 

nalpolizeilichen Meldedienst, 

Rahmen des Erkennungsdienstes 

B. den krimi­

Maßnahmen im 

aber auch die 

"eigentlichen" Zentralstellenfunktionen des 
117) 

Bundeskriminalarntes zu rechtfertigen 'und 

auszulösen. Deshalb handelt es sich entgegen 
118) 

Schoreit bei der pOlizeilichen Kriminal-

aktenführung auch nicht um verbotene Datenver-
119) 

arbeitung "auf Vorrat" Denn pOlizeiliche 

Informationen werden in Kriminalakten nicht "ein­

fach drauflos" gehortet, sondern bei der Führung 

von pOlizeilichen Kriminalakten mUß stets ein 

konkreter Bezug zu einer Wiederholungsgefahr, 

sei es repressiver oder präventiver Art, gege-
120) 

ben sein 

b) Im Ausnahmefall 

Gleichwohl bleibt jedoch meines Erachtens zu be­

denken, daß es durchaus ,auch Fälle geben kann, 

bei denen die pOlizeiliche Kriminalakte lediglich 

aus Informationen/Unterlagen aus einern konkreten, 

noch nicht abgeschlossenen Ermittlungsverfahren 

besteht. In derartigen Fällen läßt sich nicht die 

Meinung vertreten, daß der Verwaltungsrechtsweg 

gegeben sei. Denn der Doppelfunktion der POlizei 
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entspricht auch der gespaltene Rechtsweg. Diese 

Aufspaltung ist sicher mißlich für den Rechts­

sChutz suchenden Bürger. Sie reduziert auch die 

Transparenz der Kontrollzuständigkeiten der un­

terschiedlichen Gerichtsbarkeiten, weil bei der­

artigen pOlizeilichen Maßnahmen die Gefahr des 

"Durcheinanders und Gegeneinanders der verschie-
121) 

denen Gerichtsverfahren" besteht. 

Nach der in der Rechtsprechung und hL vertre-
122) 

tenen sog. "funktionellen Betrachtungsweise" 

(iGz sog. institutionellen oder organisatorischen 

Betrachtungsweise) kommt es bei der Rechtsweg­

zuweisung darauf an, ob der Schwerpunkt der 

jeweils konkreten pOlizeilichen Maßnahme funk­

tionell der Strafverfolgung oder der Gefahren­

abwehr zuzuordnen ist. 

In den Fällen der Kriminalaktenführung für ein 

konkretes, noch nicht abgeschlossenes Straf­

verfahren ist deshalb zu fragen, welchem Rechts­

gebiet (Strafverfahrensrecht - POlizeireCht) die 

Kriminalaktenführung jeweils zuzuordnen ist, das 

nach "natürlicher Betrachtungsweise den Schwer-
123) 

punkt der Maßnahme" bildet Sollte sich 

diese an objektiven Kriterien 

Schwerpunktbildung wegen der 

orientierende 

sehr häufig 

anzutreffenden SChwierigen Gemengelagen von 

Prävention und Repression nicht treffen lassen, 

ist auf subjektive Kriterien abzustellen. Es 

kommt dann auf den Willen des im Einzelfall tätig 
124) 

werdenden pOlizeibeamten an Mit der 
125) . 

Rechtsprechung ist dann vornehmllch der Zweck 

zu bestimmen, 

Aufbewahrung und 

der mit der Anfertigung, 

systematischen Zusammenstellung 

der Unterlagen der Kriminalakten überwiegend 
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verfolgt wird. Dies ist zwar regelmäßig die vor­

beugende Verbrechensbekämpfung, in diesen eben 

beschriebenen Ausnahmefällen jedoch die Strafver­

folgung, so daß der ordentliche Rechtsweg gem. 
126) 

§§ 23 f. EGGVG einschlägig sein dürfte 

4. Anlegen und Führen von pOlizeilichen Kriminalakten 

durch die POlizeibehörden der Länder 

a) Die herrschende Auffassung: fehlende gesetzliche 

ErmächtigungsgrundlagejRegelungsdefizit 

Geht man vom Normalfall aus, wonach das FÜhren 

von pOlizeilichen Kriminalakten regelmäßig einen 

Eingriff in das allgemeine Persönlichk'ei tsrecht 

darstellt, dann ist für die Kriminalaktenführung 

nach dem Vorbehaltsprinzip gem. Art. 20 Abs. 3 GG 

eine hinreichend bestimmte gesetzliche Befugnis­

norm erforderlich. 

Gerade bei der Führung von Kriminalakten durch 

die POlizeibehörden der Länder ist das Regelungs­

defizit spätestens seit der Gastwirtsentscheidung 
127) 

des BayVGH deutlich geworden. Gleichwohl hat 

es nicht an Versuchen gefehlt, diese Rege-
128) 

lungslücke zu schließen . 
129) 

Hatte noch das Bundesverwaltungsgericht auf 

§ 81b
6 

2. 
13 ) 

Altern. StPO als Befugnisnorm abgeho-
131) 

ben ,das VG Wiesbaden auf das BDSG als 

Befugnisnorm hingewiesen
j 

so hat der BayVGH wie 
1 2) 

auch das VG Darmstadt auf die allgemeine 

pOlizeiliche Generalklausel abgestellt. 
! 133) 

Der BayVerfGH hat es zwar abgelehnt, die 

pOlizeiliche Generalklausel als Befugnisnorm für 

die FÜhrung von Kriminalakten heranzuziehen, er 

hat aber die Führung von Kriminalakten durch die 

Polizeibehörden niCht für verfassungswidrig er-
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klärt, sondern im Rahmen der sog. Übergangs-

rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichtes 

dem Landesgesetzgeber aufgegeben, eine entspre­

chende gesetzliche Regelung für das Führen von 

Kriminalakten durch die Polizeibehörden des Lan-
134) 135) 

des zu schaffen 

Dies beruht darauf, daß seit jeher von POlizei­

behörden der Länder pOlizeiliche Kriminalakten 

geführt wurden. Diese Kriminalaktenführung wurde 

bisher nicht etwa als ein Eingriff in Grund­

reChtspositionen, in das allgemeine Persönlich­

keitsrecht des Betroffenen, angesehen, sondern 

vielmehr als reines POlizei internum (notwendige 

Arbeitsunterlage für die <kriminal>polizeiliche 

Tätigkeit). Erst mit der Erweiterung des Ein­

griffsbegriffes (siehe oben V. l.c)) wurde diese 

dem Vorbehalts-klassische polizeiliche Maßnahme 
136) 

prinzip unterworfen und problematisiert 

Es besteht aber kein Zweifel daran, daß es "im 

Bereich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

überwiegende Interessen des Allgemeinwohles gibt, 

über Informationen der hier in Rede stehenden Art 

(d. h. pOlizeiliChe Kriminalakten) zu verfü-
137) 

gen" . Denn im Hinblick auf die Verhinderung 

und die Verfolgung 

"DatenSChutz nicht 

Zwar fehlt es bei 

strafbarer Handlungen dürfe 
138) 

zum Tatenschutz" werden 

den polizeibehörden der Länder 

Z Z an einer hinreichend bestimmten gesetz-. . 139) 
lichen Befugnisnorm zur Kriminalaktenführung 

Diese Regelungslücke darf aber nicht dazu führen, 

die Kriminalaktenführung insgesamt schlicht ein­

zustellen, wie es Schoreit (Eingangszitat <3.3» 

zu fordern scheint. Denn damit besteht die Ge­

fahr, daß die zur Verbrechensbekämpfung von der 

pOlizei aufgebauten EinriChtungen (Zentralstel­

Ien) und Verfahren (kriminalpolizeilicher Melde-
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• 

dienst, Bund-Länder-System Daktyloskopie; INPOL 

usw.) schwer gefährdet und alsbald funktionsun­

fähig werden könnten. Gerade die Funktionsfähig­

keit pOlizeilicher Einrichtungen/Systeme zur vor­

beugenden Verbrechensbekämpfung ist aber Essen­

tiale der Inneren Sicherheit, die - allgemein an­

erkannt - den Rang eines elementaren Verfassungs-
140) 

wertes besitzt Zu Recht weist deshalb der 
141) 

BayVerfGH darauf hin ,daß ohne die Kriminal-

aktenführung die Funktionsunfähigkeit staatlicher 

Einrichtungen zur Verbrechensbekämpfung zu be­

sorgen sei. Eine derartige Funktionsunfähigkeit 

stehe aber der verfassungsmäßigen Ordnung deut­

lich ferner als der bisherige, gesetzlich unzu­

reichend geregelte Zustand (der pOlizeilichen 

Kriminalaktenführung). Deshalb würde die Einstel­

lung der Kriminalaktenführung vor einem Tätigwer­

den des Gesetzgebers einen erheblich größeren 

Schaden verursachen als der derzeitige, gesetz­

liche ungeregelte Zustand. FOlgerichtig verweist 
142) 

deshalb der BayVerfGH auf die vom BVerfG 
, 

entwickelten Grundsätze zur sogenannten Über-
143) 

gangsregelung 

b) Sog. Übergangsregelung 

Die Rechtsprechung des BVerfG zur sogenannten 
.. . 144) 
Ubergangsregelung und insbesondere die Über-

nahme dieser Rechtsprechung durch die Verwal­

tungsgerichte für ganz neue Bereiche ist freilich 
. 145) 

nIcht unproblematisch 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG zur Übergangs­

regelung wird zum einen auf den Topos der Funk­

tionsunfähitkeit staatlicher Organe und Institute 
I 6) 

abgestellt 
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• 

Insoweit stellt sich zum einen die Frage, wann im 

konkreten Einzelfalle (bei der pOlizeilichen Kri­

minalaktenführung) diese Funktionsunfähigkeit 
( . 147) 
staatlIcher Organe und Institute) eintritt . 

Zum anderen führt die Übergangsregelung des 

BVerfG grundsätzlich zu einer Reduktion behörd-
" 148) 

llcher BefugnIsse. Zutreffend weist Alberts 

darauf hin, daß die Übergangsregelung nicht be­

deute, daß innerhalb der Übergangsfrist die bis-­

herige Regelung ohne weiteres anwendbar bleibe, 

als sei die bisherige ungesetzliche Regelung ver-
149) 

fassungsrechtlich unbedenklich Zumindest mUß 

deshalb der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beson­

ders streng und strikt angewandt werden. 

schließlich kann es - zeitlich gesehen - keine 

"grenz lose übergangsregelung" geben, sondern der­

artige Dispense sind nach gewissen Zeiträumen er-
150) 

schöpft . Freilich erscheint es meines Erach-

tens nicht gerechtfertigt zu sein, für das Defi­

zit gesetzlicher Regelungen bei der pOlizeilichen 

Kriminalaktenführung den Landes- und Bundesge­

setzgebern einen "Konsens des Nichts-tuns" zu 
151) 

unterstellen weil bekanntlich die verschie-

densten Initiativen für gesetzliche Regelungen 
152) 

auf diesem Gebiete ergriffen worden sind . Die 

Konstruktion der sogenannten Übergangsregelung 

durch das BVerfG wird jedoch in der Literaur 
153) 

generell in Zweifel gezogen 

Es wird zunächst auf den Mangel einer entspre­

chenden Regelung im BVerfGG für diese Übergangs­

rechtsprechung hingewiesen. Es wird ferner darauf 

aufmerksam gemacht, daß das Rechtsstaatsprinzip 

relativiert werde, insbesondere die Rechtssicher­

heit eine empfindliche Einbuße erleide, und es 

wird hervorgehoben, daß die übergangslegitimation 

zu ungereimten Ergebnissen führen könne. So wird 
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z. B. ein Kläger, der wegen der vom Bundesverfas­

sungsgericht ausdrücklich erklärten Verfassungs­

widrigkeit eigentlich mit seiner Klage obsiegen 

müßte, wegen der Übe~gangsregelung nicht nur in 

der Sache abgewiesen, ihm werden darüber hinaus 

auch noch die Kosten des Verfahrens aufgebürdet. 

Diese Kritik der Literatur erscheint in mancher 

Hinsicht nicht unberechtigt zu sein. 

Wegen dieser beachtlichen Kritik an der Über­

gangsregelung des BVerfG ist die Praxis der Ver­

waltungsgerichte, die die Übergangsrechtsprechung 

des BVerfG auf vÖllig neue Rechtsbereiche ausge­

dehnt haben und selbst (quasi als! BVerfG) anwen­

den, wie z. B. im Falle der pOlizeilichen Krimi-
154) 

nalaktenführung zwar durchaus verständlich 

(Berücksichtigung der Folgen eines derartigen Ur­

teiles für die Praxis) aber doch wegen der Ge­

setzes- und Verfassungsbindung des Richters (vgl. 

Art. 97 Abs. 1 GG und Art. 20 Abs. 3 GG) proble-
I55) 

matisch . Denn faktisch setzen sich die Ver-

waltungsgerichte, die den Dispens im Rahmen ihrer 

eigenen Übergangsrechtsprechung gewähren, an die 

Stelle des Gesetzgebers, der eigentlich verfas­

sungsgemäße Zustände schaffen mÜßte. Indem näm­

lich die Verwaltungsgerichte die ZUlässigkeit 
staatlicher Maßnahmen trotz festgestellten 
Verfassungsverstoßes statuieren, verschaffen 

sie diesen Maßnahmen eine Quasilegitimität mit 

der Gefahr divergierender Entscheidungen (anderer 

Verwaltungsgerichte) in materiell gleicher 156) . 
Sache 
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c) Die Gegenposition des VGH Mannheim 

Neben dieser eben beschriebenen, wohl als herr­

schend zu bezeichnenden Auffassung (Regelungsde­

fizit bei der Kriminalaktenführung durch die Po­

lizeibehörden der Länder) ist jedoch eine Gegen­

bewegung unverkennbar, die neuerdings gerade in 
157) 

der Entscheidung des VGH Baden-Württemberg 

ihren konkreten Ausdruck gefunden hat (kein Rege­

lungsdefizit, Anwendung der pOlizeilichen Gene­

ralklausel). Die zentrale Passage in der Ent­

scheidung des VGH Baden-Württemberg zur Kriminal­

aktenproblematik (vgl. NJW 87, 3022) lautet: 

" Angesichts des nach seiner Eigenart nur 
begrenzt gesetzlich regelbaren Sachbe­
reichs genügt die pOlizeiliche General­
klauseI auch im vorliegenden Zusammenhang 
dem Grad rechtsstaatlich gebotener Be­
stimmtheit, da sie durch das Merkmal der 
Gefahrenabwehr den Grund und Zweck sowie 
durch den Rechtsbegriff der Erforderlich­
keit den Umfang der Aufbewahrung der 
Unterlagen soweit wie möglich festlegt 
und die Aufbewahrung untersagt, soweit 
und sobald sie für präventiv-polizeiliche 
Zwecke der vorbeugenden Straftatenbekämp­
fung nicht mehr notwendig ist." 

Rechtsdogmatisch steht hinter dieser vom VGH 

Baden-Württemberg vertretenen Linie ein allge­

meines Rechtsproblem, daß nämlich mit der Erwei­

terung des Eingriffsbegriffes (hier: Kriminal­

aktenführung als Eingriff in das Recht der infor­

mationelIen Selbstbestimmung des jeweiligen Be­

troffenen) konsequenterweise auch die Ausdehnung 

des Vorbehaltsprinzips einhergeht. Auf die damit 

zusammenhängenden rechtlichen wie praktischen Ge-
158) 

fahren hat das Bundesverfassungsgericht wie-

derholt hingewiesen. Diese Gefahr besteht darin, 
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159) 
um mit Kloepfer zugespitzt zu formulieren, 

daß der Gesetzesvorbehalt zum Befassungsvorbehalt 

degeneriere. Die Erweiterung und Ausdehnung des 

Vorbehaltsprinzips auf pOlizeiliche Tätigkeits-

bereiche, die bisher nie als Eingriffe in die 

Grundrechtsposition des Betroffenen angesehen 

wurden, führt verstärkt zu weiteren Legatitäts-

und damit zu der ansprüchen an die Gesetzgeber 

Gefahr der Übernormierung 

(hier: Kriminalaktenführung 

von Sachbereichen 

durch die POlizei), 

die zu einer Erstarrung, ja Paralyse staatlicher 
160) 

Aktivitäten führen können, weil mit Stümper 

zu befürchten ist, daß der pOlizeiliche Sachbear­

beiter wegen der Flut gesetzlicher Vorschriften 

kaum mehr den Mut finden wird, eigenverantwort­

lich einen Fall zu entscheiden, der nicht exakt 

spezialgesetzlich geregelt ist. 

Neben dieser schon heute festzustellenden recht­

lichen Überforderung einzelner POlizeibeamter ist 

aber auch auf die Überforderung und Überlastung 
161) 

des Gesetzgebers hinzuweisen . Parlamente sind 

weder in der Lage noch ist es deren Aufgabe, auf­

wendige Spezialgesetze für eine relative Rand­

materie, wie es die pOlizeiliche Kriminalakten­

führung wohl sein dürfte, zu schaffen. Denn ein 

derartiges Gesetzgebungswerk für die pOlizeiliche 

Kriminalaktenführung mÜßte in etwa eine Rege­

lungsdichte wie die vielseitigen KpS-Richtlinien 
162) 

besitzen und käme schwerlich ohne neue unbe-

stimmte Rechtsbegriffe oder Blankettermächtigun-
163) 

gen aus . Die Forderung nach umfassenden Spe-

zialgesetzen (betreffend feste Aufbewahrungsfri-
. . 164) 

sten) WIe sIe das VG Frankfurt unter Bezug~ 

nahme auf die Wesentlichkeitstheorie des Bundes-

verfassungsgerichts verlangt, übersieht, daß 
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materielle Gerechtigkeit mit einer spezialgesetz­

lichen Regelung alleine noch lange nicht gewonnen 
165) 

ist . Deshalb hat das BVerfG zu Recht auf die 

Gefahren der "Vergesetzlichung" hingewiesen, die 

mit der weiteren Entwicklung der sog. Wesentlich-
166) 

keitstheorie verknüpft sind. 

Vor einer weiteren AUfblähung 

mit spezialgesetzlichen Normen 

gerade die Verfassungsrechtler 

der Rechtsordnung 

haben auch und 
167) 

gewarnt und 

die Forderung erhoben, die spezia1gesetzliche 

Aufforstung zu beenden und vielmehr für eine Aus­

dünnung der Normenvielzahl Sorge zu tragen. Dies 

führt natürlich zu einer verallgemeinerung der 

Rechtsordnung und zu einer Renaissance des Ermes­

sens und der Generalklausel, weil eine solche 

Strategie geschmeidige und beständige Rechtsvor­

schriften voraussetzt. Dies muß freilich nicht zu 

einem rechtsstaatlichen Defizit führen, weil die­

ses durch verfahrensrechtliche Garantien (z. B. 

die Auskunftsrechte des Betroffenen, die im Hin­

blick auf Art. 19 Abs. 4 GG m. E. verstärkt wer­

den müßten) aber auch durch Aktivierung des Über­

maßverbotes aufgefangen werden kann. Genau dieser 

Linie fOlgt offenkundig der VGH Baden-Württemberg 

bei der Frage der Kriminalaktenführung. 

d) Eigene Auffassung 

Gleichwohl läßt der VGH Baden-Württemberg m. E. 

die entscheidende Frage bei der Kriminalakten­

führung, nämlich die nach der konkreten Gefahr 

gem. §§ 1 mit 3 PG Baden-Württemberg, unbeantwor­

tet. Eine konkrete Gefahr ist aber grundsätzlich 

Voraussetzung für die Anwendung der pOlizeilichen 

Generalklausel. Wegen der Verwendungsungewißheit 
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bei der Anlage der pOlizeilichen Kriminalakte 

läßt sich eine konkrete Gefahr im Sinne der poli­

zeilichen Generalklausel bei der pOlizeilichen 

Kriminalaktenführung nur schwer begründen. Viel­

mehr handelt es sich bei der pOlizeilichen Krimi­

nalaktenführung regelmäßig um die Vorstufe der 

konkreten Gefahr, um Gefahrenverdacht oder um die 

Fallgruppe der vorbeugenden Verbrechensbekämp­

fung. Daher ist m. E. dieser Bereich pOlizei­

licher Tätigkeit, wie aucn im ME, im AE und im VE 

vorgesehen, spezialgesetzlich neu zu regeln. 

Dabei sollte auch berücksichtigt werden, daß ge­

rade die Wesentlichkeitstheorie des Bundesver­

fassungsgerichtes eine formell-materielle Gesetz­

gebung für die pOlizeiliche Aktenführung nicht 

erzwingt. Denn die Eingriffsintensität' in das 

Recht der informationellen selbstbestimmung des 

Betroffenen ist dabei eher als gering einzustu-
168) 

fen so daß auch Rechtsverordnungen gern. 

Art. 80 Abs. 1 GG eine ausreichende Legitimierung 

darstellen dürften, sofern der Gesetzgeber eine 

der Schrankentrias gern. Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG 

genügende gesetzliche Ermächtigung schafft (Prin­

zip: Entlastung des Gesetzgebers, Detailregelung 

durch die Exekutive). 

Gleichwohl hält der Verfasser eine spezialgesetz­

liche Regelung in der Form einer sog. "beschränk­

ten Generalklausel" für die typischen, pOlizei­

lichen Informationserhebungsmaßnahmen im Bereich 

der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung für em­

pfehlenswerter. In einer solchen Norm könnte 

z. B. die erkennungsdienstliche Behandlung für 

Zwecke des Erkennungsdienstes, die Kriminalak­

tenführung oder die Sammlung von sonstigen Unter­

lagen (z. B. Handschriften/Stimmen usw.) zur vor­

beugenden Verbrechensbekämpfung in den wichtigen 

Voraussetzungen gesetzlich geregelt werden. 
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(Grund: Kriminalakten können im Einzelfall den 

Betroffenen "voll durchleuchten", so daß nach der 

Wesentlichkeitstheorie allein der Gesetzgeber die 

wesentlichen Kriterien der Aktenführung festlegen 

mÜßte). Weiter sOllten zumindest die Vorausset­

zung für die Erhebung, die Dauer der Aufbewah­

rung, die Weitergabe an andere Stellen und die 

Auskunftserteilung an den Betroffenen gesetzlich 

- ggf. in Form von Rechtsverordnungen - normiert 

werden. In jedem Falle sollte jedoch ein Auffang­

tatbestand vorgesehen werden, der gemessen an den 

o. a. Kriterien sonstige, "ähnliche" Informa­

tionsmaßnahmen unter den o. a. Voraussetzungen 

abdeckt (beschränkte Generalklausel). 

Wegen all dieser SChwierigkeiten dürfte nunmehr 

der Gesetzgeber am Zuge sein. Es wäre dringend zu 

wünschen, daß das Defizit an gesetzlichen Rege­

lungen bei der Führung pOlizeilicher Kriminal­

akten möglichst bald beseitigt wird~ 

5. Widerlegung der Auffassung der Staatsanwaltschaft 

a) pOlizeiliche Kriminalakten sind kein Doppel der 

Justizakten 

Das Argument der Vertreter der Staatsanwalt-

schaft, wonach die 

nichts anderes als 

pOlizeilichen Kriminalakten 

ein Doppel der Justizakten 

seien, den Kriminalakten mithin lediglich eine 

DUrchgangszuständigkeit gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 

StPO zukomme, vermag nicht zu überzeugen. 

Denn das Wesen und die mit den Kriminalakten ver­

folgten pOlizeilichen Zwecke erschöpfen sich 

nicht darin, lediglich eine bloße Wiederholung, 
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ein Doppel, der strafprozessua·len Ermittlungsakte 

zu sein. Die strafprozessuale Aktenvorlagever­

pflichtung der pOlizei gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 

StPO betrifft nämlich nur solche Informationen/ 

. Aktenteile, die schuld- und/oder rechtsfolgerele­

vante Bedeutung für das jeweilige konkrete Er-
169) 

mittlungsverfahren besitzen Die Aktenvorla-

geverpflichtung bezieht sich also nur auf solche 

Informationen/Aktenteile der pOlizeilichen Krimi­

nalakte, die mit dem ersten Zugriff der POlizei 

(vgl. § 163 I StPO) entstanden sind und den näm-
170)-

lichen prozeßgegenstand betreffen Nur inso-

weit besteht auch die Leitungs funkt ion der 

Staatsanwaltschaft, wie sich aus § 152 Abs. 2 

StPO ergibt. 

Die POlizei hingegen verfügt über eine eigene 

Kompetenz, geeignete Instrumentarien und Verfah­

ren bereitzustellen und zu organisieren, um die­

ses konkrete Ermittlungsverfahren erfolgreich 

durchzuführen (sog. Organisationsaufgabe der 
171) 

POlizei) . Die pOlizeiliche Kriminalaktenfüh-

rung ist auch nicht ausschließlich auf das kon­

krete Ermittlungsverfahren beschränkt, sondern 

dient - wie oben gezeigt - in entscheidendem Maße 

auch dazu, die spezifischen 

lichen Verfahren wie z. B. 

lichen Meldedienst, Fahndung, 

(kriminal)polizei­

den kriminalpolizei­

Daktyloskopie usw. 

zu gewährleisten, Aufgaben, die sich aus der ge­

nerellen Organisationsaufgabe der POlizei ablei­

ten und der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung 

dienen. 

In polizeilichen Kriminalakten befinden sich 

mithin eine Vielzahl strafprozessual "verfahrens­

fremder" Informationen, bei denen der erforder­

liche Sachzusammenhang mit schuld- und rechts­

folgerelevanten Informationen für das konkrete 
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Strafverfahren fehlt. Zutreffend hat deshalb der 
. . 172) 

BGH In seIner Spurenaktenentscheidung heraus-

gearbeitet, daß die StPO keinen "materiellen Ak­

tenbegriff" in dem Sinne kenne, wonach alles, was 

über eine Person aktenmäßig bekannt sei, auch der 

Verfahrensakte, der Justizakte, zuzuordnen 
173) 

sei . Zutreffend hat deshalb auch das BVerfG 

hervorgehoben, daß der Grundsatz der Aktenvoll­

ständigkeit strafprozessual nur solche Aktenteile 

umfasse, die für die vorgeworfene Tat und die zu 
174) 

verhängende Strafe von Bedeutung sein können 

Der Grundsatz der AktenvollstäTIdigkeit umfasse 

jedenfalls nicht solche Aktenteile/1nformationen, 

die außerhalb der (konkreten) ErIT~itt1ungen ent-
175) 

standen sind 

Die strafprozessuale Aktenvorlageverpflichtung 

gemäß § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO bezieht sich damit 

weder auf verfahrensfremde, noch auf wesensver­

schiedene Aktentei1e41nformationen aus pOlizei-
I 6) 

lichen Kriminalakten 

Die pauschale und - soweit ersichtlich - nirgends 

begründete Behauptung der Vertreter der Staats­

anwaltschaft, wonach die pOlizeiliche Kriminal­

akte lediglich ein Doppel der Justizakte sei, ist 

- euphemistisch ausgedrückt - ungenau. Man wird 

vielmehr anhand der Bereiche Strafverfolgung, 

vorbeugende Verbrechensbekämpfung und Gefahren­

abwehr zu differenzieren haben: 

Bei pOlizeilichen Kriminalakten, die ausschließ­

lich schuld- und rechtsfolgerelevante Informa­

tionen für das konkrete Strafverfahren beinhal­

ten, besteht gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO eine 

umfassende Aktenvorlageverpflichtung. Solche 
177) 

polizeilichen Kriminalakten sind aber selten 

Soweit der Akteninhalt den Bereich der vorbeugen­

den Verbrechensbekämpfung betrifft, wird man zwar 
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grunsätzlich eine strafprozessuale Aktenvorlage­

verpflichtung gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO abzu­

lehnen haben, weil der Bereich der vorbeugenden 

Verbrechensbekämpfung nach zutreffender herr-
J 178) 

sehender Meinung der Gefahrenabwehr zuzu-

rechnen ist, eine Konsequenz, die sich aus § 152 

Abs. 2 StPO ergibt. 

Da aber die Abgrenzung von Strafverfolgungs- und 

Gefahrenabwehraspekten in diesem Überschneidungs­

bereich von Prävention und Repression aUßeror­

dentlich sChwierig und rational manchmal kaum 

begründbar werden kann, sollten derartige Infor­

mationen aus pOlizeilichen Kriminalakten im Zwei­

fel der Staatsanwaltschaft vorgelegt werden. Denn 

nur so kann die Staatsanwaltschaft zutreffend be­

urteilen, ob alle in Betracht kommenden Möglich­

keiten der Sachaufklärung von der POlizei genutzt 
179) 

und ausgeschöpft worden sind . Im übrigen kann 

.die Staatsanwaltschaft im Bereich der vorbeugen­

den Verbrechensbekämpfung von der POlizei Aus­

künfte und nähere Erläuterungen über die Krite­

rien bei der Zusammenstellung der übermittelten 

Akten und über Art und Inhalt ggf. nicht vorge­

legter Vorgänge verlangen (vgl. § 161 StPO). 

Keine Aktenvorlageverpflichtung gern. § 163 Abs. 2 

Satz 1 StPO besteht hingegen bei Vorgängen aus 

pOlizeilichen Kriminalakten, die von der Straf­

verfolgung wesensverschieden sind, also insbeson­

dere rein präventivpolizeiliche Informationen 

oder Zwecke betreffen. Insoweit (wesensverschie­

dene Informationen) gelten die allgemeinen Regeln 

der Zusammenarbeit im Rahmen der Amtshilfe. 
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b) Vorver lagerun~ ßer Rep:ces si on -_.- --- - - _. ---" -- ._-~ 

Auch die von den obt"m. genannten Vertretern der 

Staatsanwaltschaft vorg211oIfLli1ene Grenzziehung 

zwischen Pravention uncl T.:;epression I die hinter 

der Mehrzahl ilu~eI Alissagen sterlt I vermag nicht 

zu überzeugen. 

Insbesondere ScllOre i. t versuc.n t in extrecner iilei se I 

den Bereicl1 der Repr essj.oI1 \1ei t. in den Bereich 
180) 

der Gefar-rrenab'.vellc vor zuver lagern ' . .,renn er 

behauptet, daß das SammeJ.n von Informationen ohne 

konkreten APf angs\/er odcr,T., nci.Jn2.1 eh zur Vorberei-

tung der 

licher Bestandteil 
1811 

tätigkeit" sei 

ein "':,.lesent-

qeo ~.:-dllete r Strafverfolgungs-

Ein solches S arnrn ein. von Illformationen durch die 

StaatsanwaltschaiL 

Strafverfol<.Jll..r:I~J eLlf~ cl,,"'L-;"} t: antizipierte Straf-

verfolgung: ",0 l. :j e ci 0 c: L Cl i C 11 t 111 ehr von § 15 2 

Abs. 2 StFO abgedeckt: .. 

§ 152 Abs. 2 StPO 

" zure i chende _~.i:t~~i..?clll t(:~11s:'_ 0Jll}~ 1 t §I2..\!nkt ~~ für eine 

bestimmte I verfolcJD2re Straft.at verlangt I die es 

als möglich erscheinen lassen, da~ eine verfolg­

bare Straftat vorJiegt. Bloße Vermutungen recht­

fertigen es nicht} jerr-3.ndem eine verfolgbare 

Straftat zur L2..S1:. zu legen. So lche Vermutungen 

können zwar zu besonderer Auflnerksamkei t und 

Beobachtung An.la~ geben I ~iedoch ergibt sich die 

Rechtsgrundlage fur dieses, der Strafverfolgung 

vorgelagerte I Ve:c11al ten (Sallunlllllg von Informa­

tionen olme konkr.-eten lulfangsverdacht) nicht aus 

der StPO, sondern allenfalls aus den 
182) 

POlizeigesstzen Denn es handelt siCh bei 

solchen l<Iaßnahmen (Sammeln von Informationen ohne 
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konkreten Anfangsverdacht) um die traditionell 

anerkannte und in verschiedenen pOlizeigesetzen 

aufgeführte Fallgruppe der vorbeugenden Verbre-

chensbekämpfung!vorbeugenden 
l83) 184) 

Straftaten 

Bekämpfung von 

Zum anderen ist die Strafverfolgung gern. § 152 

Abs. 2 StPO an eine konkrete, "verfolgbare Straf-
185) 

tat" gebunden . sieht man einmal von bestimm-

ten Straf tatbeständen ab, die aufgrund des soge-

Vorbereitungs­

(vgl. z. B. 

dann beginnt 

nannten Vorverlagerungsprinzips 

handlungen unter Strafe stellen 

§§ '80, 83, 98, 99, 129/129a StGB) , 

die Strafbarkeit nach allgemeinen Regeln mit dem 

Versuchsstadium gern. § 22 StGB. Die Abgrenzung 

von Vorbereitung und Versuch ist' bekanntlich 
186) 

strittig . Das StGB geht jedenfalls-von der 

gemischten, sUbjektiv-objektiven Abgrenzungstheo­

rie aus, wonach der Versuchsbeginn zum einen, 

subjekti v, von der Vorste.llung des Täters von der 

Tat und zum anderen, objektiv, vom unmittelbaren 

Ansetzen zur Verwirklichung des Tatbestandes ab­

hängt. Der BGH hat nunmehr die ausufernde Recht­

sprechung des Reichsgerichtes und auch seine ei-
187) 

gene zum "umittelbaren Ansetzen" gern. § 22 

StGB - meines Erachtens zutreffend - einen~end 
. .. . 88) 
InterpretIert und 1m Gegensatz zur LIteratur 

dabei auf formelle Abgrenzungskriterien abge-
189) 

stellt . Nunmehr erstreckt sich das strafbare 

Versuchsstadium nur noch auf solche Handlungen 

des Täters, die im ungestörten Fortgang unmittel­

bar zur Tatbestandsverwirklichung führen, die 

also mit der Tatbestandsverwirklichung in einem 

unmittelbaren zeitlich-räumlichen Zusammenhang 

stehen. 



- 62 -

Das Sammeln von Informationen über eine Person 

durch die Staatsanwaltschaft zur Vorbereitung 

späterer Strafverfolgung (Schoreit) läßt jedoch 

den nach o. a. Versuchsgrundsätzen erforderlichen 

engen zeitlich-räumlichen Zusammenhang mit der 

Tatbestandsverwirklichung einer konkreten Straf­

tat vermissen. Denn in dieser Phase (Sammeln von 

Informationen) liegt überhaupt noch keine Straf­

tat vor. Wenn solche Maßnahmen sogar "wesent­

licher Bestandteil (!) geordneter (!) Strafver-
190) 

fOlgungstätigkeit" sein sollen dann wäre 

dies eine unzulässige Strafverfolgung "ins Blaue 
191) 

hinein" 
192) 

Dreier hat bei einer derart antizipierten 

Strafverfolgung zu Recht auf das Problem der 

überschüssigen Datenspeicherung hingewiesen. Denn 

sicher ist, daß nicht alle gesammelten Informa­

tionen zur AUfklärung späterer Delikte benötigt 

werden, weil im Zeitpunkt ihrer Erhebung nicht 

klar ist, welche Daten in Zukunft einmal heran­

zuziehen sein werden (Verwendungsungewißheit). Es 

stellt sich bei einer derart antizipierten Straf­

verfolgung also die Frage, wie diese Informatio­

nen der konkreten Strafverfolgung dienen sollen, 

wenn sie evtl. nie benötigt werden, wobei sie bei 

der Staatsanwaltschaft - wegen der weiten Aufbe­

wahrungsbestimmungen - deutlich länger als bei 
193) 

der pOlizei aufbewahrt werden können 

Eine solche Vorverlagerung der Strafverfolgung 

weit in den Bereich der Gefahrenabwehr hinein 

wäre auch, wie Kniesel/Tegtmeyer zutreffend ange-
194) . . 

merkt haben , ein Verstoß gegen dle 1m Grund-

gesetz vorgesehene Kompetenzverteilung. Denn für 

den umstrittenen Bereich der vorbeugenden Verbre-
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chensbekämpfung/vorbeugenden Bekämpfung von 

Straftaten ergibt sich aus Art. 30 i.V.m. Art. 70 

Abs. 1 GG eine Zuständigkeitsvermutung zugunsten 

des Landesgesetzgebers, also hier des POlizeige-
195) 

setzgebers 

Die Grenzziehung von Prävention und Repression 

wird also von den genannten Vertretern der 

Staatsanwaltschaft ebenso unzutreffend wie ein­

seitig zu Lasten der prävention vorgenommen. 

Die pOlizeiliche Kriminalaktenführung ist nur 

Spiegelbild dieser Grenzziehung. Da im Bereich 

der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung/vorbeugen­

den Bekämpfung von Straftaten eine unmittelbare 

Beziehung der Aktenführung zu einer konkreten, an 

den Strukturprinzipien der StPO ausg'erichteten 

Strafverfolgung nicht erkennbar ist, läßt sich 

die Maßnahme der pOlizei~ichen Kriminalaktenfüh­

rung allenfalls mit der Gefahrenabwehr begründen. 

c) Misch- oder Gemengelagen 

Die teilweise getroffene Feststellung, wonach es 

die bekannten Misch- oder Gemengelagen von Prä­

vention und Repression nicht gebe, "weil (ein) 

gleichzeitiges Auftreffen von Strafverfolgung 

d P 
.... 196) . 

un raventlon gar nIcht vorkommt" ,uberzeugt 

ebensowenig wie die Begründung. Danach soll der 

Bereich "der Gefahrenabwehr eindeutig (I) ver­

lassen (sein), soweit der Täter wegen einer 

strafbaren Handlung gesucht" werde, weil "dann 

die Gefahr nicht mehr hat abgewendet werden kön­

nen", sich vielmehr "die Gefahr durch den Scha­

denseintritt (die Straftat) erledigt" habe. 
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Solche undifferenzierten, rein 

Behauptungen vermögen nicht der 

theoretischen 

Komplexität der 

zu bewältigenden Probleme moderner Verbrechensbe­

kämpfung Rechnung zu tragen. Hierzu nur einige 

Beispiele, die sich beliebig erweitern ließen: 

- Zunächst sei auf den alltäglichen Fall des 

unerlaubten Entfernens vom Unfallort gemäß 

§ 142 StGB hingewiesen. Sollen die zum Unfall­

ort gerufenenen pOlizeibeamten sich zunächst um 

den Verletzten bemühen (Gefahrenabwehr) und die 

Unfallsteile absichern (ein anderer Gesichts­

punkt der Gefahrenabwehr) oder den flüchtenden 

Fahrer verfolgen (Strafverfolgung)? 

- Dann sei an die Probleme, die mit der Befreiung 

von Geiseln durch die Polizei bei erpresse­

rischem Menschenraub gemäß § 239 a StGB bzw. 

Geiselnahme gemäß § 239 b StGB zusammenhängen, 

erinnert. 

- Weiter wird auf die modernen Erscheinungsformen 

von Kriminalität wie z. B. die Form des Vanda­

lismus (eine Vielzahl von SaChbeschädigungen 

randalierender Besucher z. B. bei Großveran-
197) 

staltungen) hingewiesen 

- Schließlich soll an die regelmäßig auftretenden 

begrenzten Regelverstöße strafrechtlicher Art 

(z. B. §§ 21, 22, 27, 28 VersG aber auch § 303 

StGB) bei Großdemonstrationen aufmerksam ge­

macht werden. 
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In all diesen Beispielsfällen wird zwar in der 

Diktion von Schoreit "ein Täter wegen einer 

strafbaren Handlung gesucht", jedoch ist in ke.i-
198) 

nem der Bereich der Gefahrenabwehr verlassen 

Denn das verletzte Unfallopfer (Beispiel: § 142 

StGB) verbluten zu lassen und den ungesicherten 

Unfallort zu verlassen, um den fliehenden Kraft­

fahrer zu suchen; den Schutz der Geisel (Bei­

spiel: § 239a/b StGB) hintanzustellen, ~~ den 

Straftäter zu verfolgen; die Randalierer (Bei­

spiel: Vandalismus) weiter wüten zu lassen, um 

sich auf einzelne Straftäter zu kaprizieren, all 

dies würde zu Recht auf Unverständnis stoßen. 

Würde der Staat in diesen Beispielsfällen ledig­

lich nach dem Straftäter suchen und die Gefahren­

abwehr einstellen, dann würde er seine Funktion 

als verfaßte Friedens- und 

verletzen und 

füllen. Denn 

Ordnungsrnacht grob 
199) 

seine Schutzpflicht nicht er-

der Staat hat vorrangig die Funk-

tion, die Sicherheit seiner Bürger zu gewährlei­

sten, eine Aufgabe, die als unverzichtbarer Ver­

fassungswert deshalb anerkannt ist, weil die In­

stitution Staat aus der Sicherheitsfunktion für 

die Bürger ihre eigentliche und letzte Rechtfer-
200) 

tigung herleitet . Deshalb führt eine Güterab-

wägung in all den oben genannten Fällen dazu, daß 

der Gefahrenabwehr der Vorrang vor der Strafver-
201) 

folgung gebührt 

Schließlich zeigt auch das Beispiel der Großde­

monstrationen, daß der Grundrechtsschutz gern. 
. 202) 

Art. 8 GG dIe Strafverfolgung relativiert . 

Denn das vom Bundesverfassungsgericht im 
203) 

Brokdorf-Beschluß herausgearbeitete Koopera-

tionsprinzip, Konsequenz aus dem allgemeinen 

Grundsatz des grundrechtsfreundlichen Verhaltens 

des Staates, verpflichtet auch die staatlichen 
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Organe zur Deeskalation. Wollte der Staat auf 

jede einzelne strafrechtlich bewährte Regelver­

letzung bei Großdemonstrationen konsequent mit 

Strafverfolgung reagieren, wäre dies genau das 

Gegenteil der vom Bundesverfassungsgericht gefor­

derten "vertrauensbildenden Maßnahmen", weil der 

Staat dann sozusagen "Öl ins Feuer" gießen würde, 

wenn insgesamt vermutet werden kann, daß die ge­

samte Großdemonstration friedlich verläuft. Die 

versammlungsfreundliche Verfahrensgestaltung ver­

mag deshalb die POlizei nicht automatisch zur 

Strafverfolgung zu verpflichten. Das Legalitäts­

prinzip der StPO ist - wie im Brokdorfbeschluß 

des BVerfG bestätigt - kein absoluter Wert, der 

jegliche Güterabwägung von vornherein aus-
204) 

schließt . Gerade in solchen Fällen gilt auch 

nicht das Primat der Strafverfolgung. Vielmehr 

ist diese zumindest bis zum Abschluß der Versamm­

lung suspendiert. 

Neben diesen staatsrechtlichen Erwägungen spricht 

auch folgender dogmatischer Gesichtspunkt gegen 

eine generelle Vorverlagerung der Repression. Der 

allgemein anerkannte, umfassende Begriff der Ge­

fahrenabwehr deckt nicht nur den Bereich der 

klassischen Gefahrenabwehr, sondern - wie oben 

gezeigt - auch den Bereich der vorbeugenden Be­

kämpfung von Straftaten/vorbeugende Verbrechens-
205) 

bekämpfung ab 

Die in der Praxis recht häufig auftretenden Fälle 
206) 

der sogenannten Misch- oder Gemengelagen von 

Prävention und Repression werden deshalb von der 
207) 

überwiegenden herrschenden Meinung anerkannt 

Die Gemeinsamen Richtlinien der Justizminister/ 

-senatoren und der Innenminister/-senatoren des 

Bundes und der Länder über die Anwendung unmit-
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telbaren Zwangs durch POlizeibeamte auf Anordnung 
208) . 

des Staatsanwalts gehen WIe 

geradezu selbstverständlich davon aus, daß bei 

einem einheitlichen Lebenssachverhalt gleich­

zeitig Aufgaben sowohl der Strafverfolgung als 

auch der Gefahrenabwehr vorliegen können (vgl. 

BIll der Anlage A zu RiStBV). 

In Fällen solcher Misch- oder Gemengelagen wird 

die Abgrenzung zwischen Prävention und Repression 

nach allgemeiner Auffassung danach vorgenommen, 

ob im konkreten Einzelfalle nach "natürlicher Be­

trachtungsweise" der Schwerpunkt der Maßnahme im 

Bereich der Prävention oder der Repression 
209) 

liegt 

d) Kein Primat der Strafverfolgung vor der Gefahren­

abwehr 

Aus diesem allgemein anerkannten Schwerpunktge-

'danken zur Abgrenzung von Prävention und Repres­

sion leitet sich aber auch ab, daß es keinen ge­

nerellen Primat der Strafverfolgung vor der Ge­

fahrenabwehr gibt. Dies läßt sich auch aus dem 

ebenso einfachen wie elementaren verfassungs-

rechtlichen prinzip der "Schutzverpflichtung" 
aller staatlichen Gewalt gern. Art. 1 Abs. 1 

I 210) 
Satz 2 GG ableiten 

Das Grundgesetz erkennt den SChutz der Menschen-

würde als obersten Wert und als zentrale Bezugs-
211) 

größe allen Rechts an Gemäß Art. 1 Abs. 1 

Satz 2 GG wird alle staatliche Gewalt nicht nur 

zur Achtung der Menschenwürde, sondern auch zu 

ihrem SChutz verpflichtet. Damit ist jedes pOli­

zeiliche Handeln vorrangig auf den Schutz des 

einzelnen und die Gewährleistung seiner Grund-
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rechte ausgerichtet. Ein Rückzug auf repressive 

Tätigkeiten, ein Primat der Strafverfolgung, 

widerspräche dieser Grundentscheidung der Verfas­

sung. 

Ein deutlicher, sogar strafgesetzlicher Hinweis 

dafür, daß Gefahrenabwehr vor Strafverfolgung 

rangieren kann, ergibt sich aus §§ 239a und 239b 

StGB, Strafvorschriften, die typische Misch- oder 

Gemengelagen umschreiben. 

Bei diesen Straf tatbeständen handelt es sich 

nicht um die für Strafvorschriften klassische 

Zweierbeziehung, die Täter-Opfer-Beziehung, son­

dern um ein Dreiecksverhältnis, weil auf der 

Opferseite zwei Personen stehen, nämlich die 

Geisel und der zu Erpressende (§ 239a StBG) bzw. 

der zu Nötigende (§ 239b StGB). Während sich die 

Strafverfolgungsmaßnahmen bei §§ 239a/b StGB 

gegen den Straftäter richten, geht es zugleich 

aber auch um Maßnahmen zur Gefahrenabwehr, näm­

lich um den Schutz der Geisel. Obwohl die Frage 

nach dem Rechtsgut von §§ 239a/b StGB etwas um-
212) 

stritten ist ,geht die herrschende Meinung 

davon aus, daß der Primärschutz dieser Vorschrif­

ten gerade der Geisel gebühre. Primäres SChutzgut 

ist deshalb die abstrakte Gefahr für die psycho­

physische Integrität der Geisel und erst in zwei­

ter Linie sollen über §§ 239a/b StGB die Rechts­

güter des zu Erpressenden (Freiheit der Willens­

entscheidung und Willensbestätigung sowie sein 

vermögen) bzw. des zu 

Willensentschließung 

geschützt werden. 

Nötigenden (Freiheit der 

und Willensbestätigung) 

FOlgerichtig hat der Strafgesetzgeber bei der 

Strafmilderungsvorschrift gemäß §§ 239a Abs. 3 

bzw. 239b Abs. 2 i.V.m. § 239a Abs. 3 StGB dem 

Aspekt der Gefahrenabwehr Vorrang vor dem rein 

• 
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strafrechtlichen Aspekt der tätigen Reue einge­

räumt. Denn der Gesetzgeber gewährt solchen 

Straftätern bereits dann Strafmilderung, wenn sie 

die Geisel "in ihren Lebenskreis gelangen las­

sen". Die für diesen Zusanunenhang - angeblicher 

Primat der Strafverfolgung vor der Gefahren­

abwehr - interessante Besonderheit besteht nun 

darin, daß der Gesetzgeber Strafmilderung ge­

währt, ohne auf irgendwelche Freiwilligkeitskri­

terien abzuheben, die nach den allgemeinen straf­

rechtlichen Prinzipien sowohl für die Fälle des 

Rücktritts gern. § 24 StGB als auch für die Fälle 

der tätigen Reue (vgl. z. B. § 98 Abs. 2 StGB) 

für unverzichtbar angesehen werden, weil gerade 

in der Freiwilligkeit des Rücktrittes/der tätigen 

Reue das "Gegenstück zur Schuld~ gesehen 
213) 

wird . Eindeutiger Grund, vom strafrechtlichen 

Freiwilligkeitsprinzip Abstand zu nehmen, ist das 

präventive Ziel, nämlich' der Schutz der 
214) 

Geisel . Dies bedeutet im konkreten Zusanunen-

hang (angebliches Primat der Strafverfolgung): 

Nicht Strafrecht/Rücktrittsprinzip, sondern Ge­

fahrenabwehr steht bei §§ 239a Abs. 3 StGB im 

Vordergund. Zu Recht gehen auch 
215) 

SChoreit kritisierten Richtlinien 

die von 

zur Anwen-

dung unmittelbaren Zwanges gerade in diesen Fäl­

len (§§ 239a/b StGB) nicht von einem Primat der 

Strafverfolgung aus, sondern stellen auf eine 

Abwägung im Einzelfall ab, fragen also 'danach, 

welche Aufgabe (Strafverfolgung/Gefahrenabwehr) 

im konkreten Einzelfalle vorrangig ist, wobei die 

im-Zweifel-Regel, nämlich die unverzügliche Ent­

scheidung, zugunsten der Gefahrenabwehr spricht 

(vgl. B 111 Abs. 4 der Gemeinsamen Richtlinien 

über die Anwendung unmittelbaren Zwanges durch 

POlizeibeamte auf Anordnung des Staatsanwaltes). 
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Ein Primat der Strafverfolgung vor der Gefahren­

abwehr kann es deshalb nach richtiger Auffassung 
. 216) 

nIcht geben . Wegen der umfassenden SChutzauf-

gabe und des besser ausgebauten Rechtsschutzes im 
217) 

pOlizei recht sprechen vielmehr gute Gründe 

dafür, daß auf der Basis des oben dargestellten 

schwerpunktgedankens nach der "im-zweifel-Regel" 

der Strafverfolgung die Gefahrenabwehr vor 
218) 

rangieren dürfte . 
schließlich erscheint das postulat nach dem Pri­

mat der Strafverfolgung angesichts der "Konjunk-

d P
·· . d ,. 219) . 

tur es raventlonsge ankens' dIstal zu seIn. 

Denn die gegenwärtige Diskussion befaßt sich 

nicht mit dem engen Bereich der Repression, son­

dern es geht zentral um den Schlüsselbegriff der 

Prävention, um das, was Albrecht mit der "präven-
220) 

tiven Wende" umschrieben hat. Die Konjunktur 

des präventionsgedankens ist dabei im engen Kon­

text mit einem generellen Funktionswandel staat-
221) 

licher Tätigkeit zu sehen Weil es zunehmend 

Aufgabe des Staates ist/werden wird, nicht nur 

reaktiv auf Schadensereignisse zu reagieren, son­

dern er vielmehr aktiv versuchen muß, von vorn­

herein den Eintritt von schäden oder konkreten 
222) 

Gefahrenlagen zu verhindern Der Schlüssel-

begriff der prävention ist dabei auf der gesamten 

Breite der hier zu erörternden Wissensgebiete 

herausgearbeitet worden, nämlich im polizeirecht 223) 
(Schäfer, Die Prädominanz der Prävention) im 

Straf- und Strafverfahrens recht (Albrecht, Prä­

vention als problematische Zielbestimmung im Kri-
224) 

minaljustizsystem) im staats- und Verfas-

sungsrecht 

kungen zum 

minologie 
226) 

tion) 

(Grimm, verfassungsrechtliche Anmer-
225) 

Thema prävention) und in der Kri-

(Kube, Systematische Kriminalpräven-
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Zwischenergebnis 

Bei nüchterner Sicht vermag die Auffassung der 

Vertreter der Staatsanwaltschaft nicht zu über-

zeugen. 227) 
Die Forderung Uhligs , die gesamte Kriminal-

pOlizei mit all ihren Einrichtungen und Systemen 

sowohl aus Kostengründen, insbesondere aber aus 

rechtsstaatlichen Erwägungen heraus der Staatsan­

waltschaft einzugliedern, weil gerade die KpS­

Richtlinien "eine Entwicklung in Richtung auf den 

POlizeistaat nicht nur zulassen, sondern sogar 
228) 

verstärken" (I) , mUß zur Kenntnis genommen 

werden. Solche exzessiven Forderungen müssen je­

doch schon aus verfassungsrechtlichen . Gründen 

(Gewaltenteilungsprinzip) als unseriös zurückge-
229) 

wiesen werden 

Die von den genannten Vertretern der Staatsan­

waltschaft mit Verve neu entfachte Auseinander­

setzung vermag rechtlich - wie oben gezeigt­

nicht zu überzeugen, sie läßt aber auch das er­

forderliche Verständnis für (kriminal)polizei­

liche Institute und Arbeitsweisen (siehe oben 

11.) vermissen. 
230) 

Honnacker hat darauf hingewiesen, daß es für 

die von Schoreit behaupteten Hemmnisse von Straf­

verfahren durch die pOlizeiliche Kriminalakten­

führung zumindest in Bayern keine konkreten Be­
lege gebe. 
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VI. Unbeantwortete Fragen/Keine Rechtsgrundlagen für das Anle­

gen und Führen von Justizakten 

Der überdeutliche Hinweis (grobe verfassungswidrigkeit, 

vgl. Eingangszitat Nr. <2.2> und <3.3» der genannten Ver­

treter der Staatsanwaltschaft auf das Fehlen von Befugnis­

normen beim Führen von Kriminalakten durch die POlizei in 
231) 

Bund und Ländern provoziert die Frage, auf welche spe-

zialgesetzlichen Befugnisnormen denn die Staatsanwalt­

schaften selbst ihre eigene Datenverarbeitung und Justiz­

aktenführung stützen. 

Jede Staatsanwaltschaft verfügt nämlich über mehrere, re­

gelmäßig zwei, Karteikartenregister: 

Eine Zentralkartei, die dazu dient, die vorhandenen Akten 

aufzufinden und Vorgänge bestimmten Personen zuzuordnen. 

Diese Zentralkartei enthält in der Regel die Personalien 

der Beschuldigten und die staatsanwaltschaftlichen Akten­

zeichen sämtlicher Strafverfahren, die gegen diese Person 

anhängig waren oder anhängig sind, ohne über den gegenwär­

tigen Stand oder den Abschluß der Verfahren zu informie-
232) 

ren 

Über den konkreten Stand des Verfahrens und seine Erledi­

gung gibt allerdings das regelmäßig von der Geschäftsstel-
233) 

le geführte Aktenregister Auskunft 

Bei diesen beiden Karteien handelt es sich nach dem vier-
234) 

gliedrigen Dateienbegriff nicht nur um bloße Karteien, 

sondern um Dateien im Rechtssinne gern. § 2 Abs. 3 Nr. 3 

BDSG mit der Folge, daß für diese Datenverarbeitung eine 
235) 

spezialgesetzliche Befugnisnorm erforderlich wird 

Ferner werden z. B. die gemäß § 170 Abs. 2 StPO einge­

stellten Ermittlungsverfahren von der Staatsanwaltschaft 

weiter aktenmäßig aufbewahrt, wobei sich die Aufbewah-
236) . 

rungsfristen dieser JustIzakten zumindest an der 

Strafverfolgungsverjährung gern. §§ 78 f. StGB orientie-
237) . 

ren Die Pointe lIegt aber darin, daß Staatsanwalt 
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schaften wie Strafgerichte wesentliche Teile ihrer Justiz­

akten deutlich über die in §§ 45, 46 Bundeszentralregi­

stergesetz festgelegten Tilgungsfristen hinaus aufbewah-
238) 

ren, wie die Aufbewahrungsbestimmungen ergeben Die 

Regelaufbewahrungsfrist von staatsanwaltschaftlichen 

Justizakten beträgt z. B. in den Fällen, die zur Verurtei­

lung führen (Ks-, Kls-, Ls-, Ds- und eS-Angelegenheiten) 

wegen des jeweiligen Verweises auf die laufende Nr. 629 

der Aufbewahrungsbestimmungen immerhin 30 Jahre, in Fällen 

der Einstellung mindestens so lange, wie noch nicht die 
239) 

Strafverfolgungsverjährung eingetreten ist . Zudem han-

delt es sich bei diesen weiten justizinternen Tilgungsfri­

sten nur um Mindestfristen, die nach VÖllig freiem Ermes­

sen des jeweiligen Richters/Staatsanwaltes, offenbar unbe-. 

grenzt, verlängert werden können (vgl. Abschnitt I Nr. 3 

der AufbewBest.) 

Die bisherige Unbefangenheit bei der Erhebung und Weiter-

gabe von personenbezogenen Informationen aus Justizakten 
240) 

VZG wird wegen des Urteils des BVerfG zum 
241) 

in ZUkunft 

nicht mehr möglich sein . Das Defizit an spezialgesetz-

lichen Befugnisnormen ist bei der Justizaktenführung in 

vergleichbarer Weise vorhanden wie bei der pOlizeilichen 

Kriminalaktenführung durch die POlizeibehörden der Län-
242) 243) 244) 

der . Zu Recht hat das OLG Hamm den von Schäfer 

unterbreiteten Vorschlag zurückgewiesen, der die gesetz­

liche Lücke bei der Justizaktenführung (Akteneinsicht 

Dritter in abgeschlossene Strafakten) dadurch zu schließen 

suchte, die reinen Verwaltungsvorschriften der RiStBV 

(hier: Nr. 185 RiStBV) als Bundesgewohnheitsrecht zu be-
245) 

handeln 

Bei der Justizaktenführung ist zwar bisher lediglich die 

Weitergabe von personenbezogenen Informationen aus der 

Justizakte an andere Behörden (z. B. im Rahmen der Amts­

hilfe), das Akteneinsichtsrecht durch Verfahrensbeteiligte 

und durch nicht-verfahrensbeteiligte Dritte erörtert und 
246) 

diskutiert worden . Dagegen ist die Justizaktenführung 

als solche - soweit ersichtlich - noch nicht problemati-
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siert worden. Dies erscheint durchaus verständlich zu 

sein, weil gerade in der Weitergabe personenbezogener In­

formationen eine erhöhte- Gefahr für das Recht auf infor­

mationelle selbstbestimmung des Betroffenen gern. Art. 2 

Abs. I i.V.m. Art. I Abs. I GG liegt. 

Es wäre allerdings wenig plausibel, teilidentische perso­

nenbezogene Informationen bei der polizeilichen Kriminal­

aktenführung mit der herrschenden Meinung zwar als Ein­

griff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht anzusehen, 

die gleichen/teilidentischen personenbezogenen Informatio­

nen (vgl. § 163 Abs. 2 StPO) bei der Justizaktenführung 
247) 

hingegen nicht . Vielmehr handelt es sich bei der Ju-

stizaktenführung in gleicher Weise wie bei der polizei­

lichen Kriminalaktenführung um Eingriffe in das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht, in das Recht auf informationelle 

selbstbestimmung. Nach dem Vorbehaltsprinzip gern. Art. 20 

Abs. 3 GG wäre diese Justizaktenführung nur verfassungsge­

mäß, wenn eine spezialgesetzliche Befugnisnorm die Justiz­

organe ermächtigte, Justizakten zu führen. Eine solche 

spezialgesetzliche Befugnisnorm ist freilich nicht er­

sichtlich. Auch die "Allgemeinen Bestimmungen" (s. o. 

Anm. 44) sehen keine gesetzliche Regelung der Justizakten-

führung vor. Lücken im Eingriffssystem 
248) 

aber den Eingriff unzulässig 

der StPO machen 

Das Strafverfahrensrecht enthält in wesentlichen Bereichen 

noch keine den Anforderungen der Rechtsprechung des Bun­

desverfassungsgerichtes zum VZG genügenden Vorschriften 

über den Umgang mit personenbezogenen Daten. Das gilt 

insbesondere für den Problembereich der Justizaktenfüh-
249) 

rung . Hierauf haben die Datenschutzbeauftragten schon 
250) 

seit langem und wiederholt hingewiesen . Es fehlt dar-

über hinaus bei den Staatsanwaltschaften wie bei den 

Strafgerichten aber auch an so detaillierten, den rechts­

staatlichen Anforderungen weithin entsprechenden allge­

meinen Verwaltungsvorschriften wie den KpS-Richtlinien, 

weil die für die Justizorgane geltenden Aufbewahrungsbe­

stimmungen deutlich unbestimmter sind als die KpS-Richt­

linien. 
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Eine Argumentation, die einerseits die Führung pOlizei­

licher Kriminalakten als grob verfassungswidrig brand-
251) 

markt ,andererseits die Führung der eigenen Justizak-

ten offenbar für rechtlich unproblematisch hält, vermag 

nicht zu überzeugen. Noch weniger überzeugt dabei die 

Argumentation der oben genannten Vertreter aber dann, wenn 

einerseits gerügt wird, daß die pOlizeiliche Kriminalak­

tenführung über die Tilgungsfristen des Bundeszentralregi­

sters hinaus (vgl. §§ 45/46 BZRG) eine "Entwicklung zum 
252) 

POlizeistaat" bedeute ,die Justizorgane aber anderer-

seits selbst die Tilgungsfristen des Bundeszentralregi­

sters (vgl. Aufbewahrungsbestimmungen) deutlich über­

schreiten. Hier wird offenkundig mit zweierlei Maß gemes­

sen. Eine Betrachtungsweise, die aus der Sicht von Uhlig 

aber in sich sChlüssig erscheint, weil er von einem 
"N d J' . " 253) . ertevorrang er UStIZ vor pOlIzeIlIchem Handeln" 

254) 
ausgeht 
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VII. Anlegen und Führen von polizeilichen Kriminalakten durch 

das Bundeskriminalamt als Zentralstelle 

1. Die verfassungsrechtliche Sonderstellung des 

kriminalamtes als Zentralstelle gern. Art. 87 

Satz 2 GG 

Bundes­

Abs. 1 

Die Einordnung der Zentralstelien gern. Art. 87 Abs. 1 

Satz 2 GG in die verfassungsrechtliche Formtypik der 

Art. 83 f. GG ist zwar etwas umstritten, die ganz herr­

schende Meinung ist aber der Auffassung, daß sie einen 

spezifischen Behödentypus auf Bundesebene darstel-
255) 

len Für das Bundeskriminalamt als Zentralstelle 

besteht die weitere Besonderheit, daß das BKA sowohl 

Zentralstelle "für die Kriminalpolizei" als auch Zen­

tralstelle "für das pOlizeiliche Auskunfts- und Nach­

richtenwesen", also Doppelzentralstelle, ist. Denn es 

deckt aus verfassungsrechtlicher Sicht sowohl den re­

pressiven Bereich (Zentralstelle für die Kriminalpoli­

zei) als auch den präventiven Bereich (Zentralstelle 

für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen) 

ab und dies aus einem sehr praktischen Grunde: Denn die 

Materie des pOlizeilichen Auskunfts- und Nachrichten­

wesens überschneidet sich in vielfältiger Hinsicht mit 
256) 

der Materie der Kriminalpolizei . Offenkundig steht 

hinter der Einrichtung einer Doppelzentralstelle der 

durchaus pragmatische Gedanke, daß siCh pOlizeiliche 

Informations- und Koordinationstätigkeiten nicht exakt 

entweder in präventive oder in repressive Bereiche auf-

gliedern lassen. 

Die verfassungsrechtliche Sonderstellung des BKA als 

Zentralstelle ergibt siCh z. B. auch daraus, daß es in 

geradezu klassischer Weise - verfassungsrechtlich ei­

gentlich verbotene - Mischverwaltung wahrnimmt. Denn 

nicht nur die Bundesbehörde, das BKA als Zentralstelle, 

sondern auch die pOlizeibehörden der Länder sammeln und 

werten NachriChten und Unterlagen zur pOlizeilichen 
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Verbrechensbekämpfung aus. Mithin wird die gleiche 

Aufgabe sowohl vom Bund als auch von den Ländern wahr­

genommen, ein Fall der grundsätzlich verbotenen Misch­

verwaltung. Die verfassungsrechtliche Sonderstellung 

des BKA als Zentralstelle ergibt sich ferner daraus, 

daß es nicht nur im Überschneidungsbereich von Bund und 

Ländern, sondern auch im Überschneidungsbereich von 

Exekutive und Judikative/Staatsanwaltschaft angesiedelt 

ist, obwohl das BKA als Zentralstelle insgesamt der 

Exekutive zuzurechnen ist. Wegen dieser spezifischen 

Sonderstellung sind die Aufgaben und. Befugnisse des BKA 

als Zentralstelle strikt auf rein informationelle und 

koordinierende Tätigkeiten beschränkt. Nach der ganz 

herrschenden Auffassung verfügt das BKA als Zentral­

stelle nicht über irgendwelche Exekutivbefugnisse, 

sondern ist in der Diktion des Programms für 'die Innere 

Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland lediglich 

"Informations- und Kommunikationszentrale der deutschen 
25 J) 258) 

POlizei für die Verbrechensbekämpfun'g" 

2. Verfügungsbefugnis Über die beim Bundeskriminalamt als 

Zentralstelle geführten pOlizeilichen Kriminalakten 

a) Die AUffassung der Staatsanwaltschaft 

Die oben genannten Vertreter fordern heute insbeson­

dere gegenüber dem BKA als Zentralstelle den Zugriff 

auf die dort geführten Kriminalakten unter dem 

Schlagwort, daß die Staatsanwaltschaft als Herr des 

Ermittlungsverfahrens auch "Herr" der Kriminalakten 

sei, die beim BKA 
259) 

werden 

als Zentralstelle geführt 
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b) Die Auffassung des Verwaltungsgerichtes Wiesbaden 

260) 
Das VG Wiesbaden hat - allerdings nur im Hin-

blick auf identische erkennungsdienstliche Unterla­

gen - diese problematik differenziert beurteilt und 

dabei als Abgrenzungskriterium das Instrumentarium 

der sogenannten Kongruenz/Inkongruenz der Prüfungs­

gesiChtspunkte entwickelt. 

Danach soll das BKA als Zentralstelle über eine ei­

gene, originäre Aufbewahrungs-, Entscheidungs- und 

Sammelkompetenz verfügen, wenn sogenannte Inkon­

gruenz der Prüfungsgesichtspunkte angenommen werden 

kann. Diese Inkongruenz der Prüfungsgesichtspunkte 

sei dann gegeben, wenn das BKA als Zentralstelle 

über weitergehende Erkenntnisse über den BetrOffenen 

verfügt als die anliefernde pOlizeidienststelle des 

Landes. In diesen Fällen ergäbe sich nach dem 

VG WieSbaden eine originäre Kompetenz des BKA als 

Zentralstelle zur sammlung/Aufbewahrung/Auswertung 

von Unterlagen der pOlizeilichen Kriminalakten aus 

seiner ZentralstelIenfunktion 

Abs. 1 Nr. 1 BKA-Gesetz). 

heraus (vgl. § 2 

Für die Fälle der Kongruenz der prüfungsgesichts-

punkte, also in denjenigen Fällen, in denen das BKA 

als Zentralstelle über keine weitergehenden Erkennt­

nisse als die anliefernde polizeidienststelle ver­

fügt, hat sich das VG Wiesbaden noch nicht abschlie­

ßend festgelegt. 

c) Eigene Auffassung 

Mit dem Gedanken der Inkongruenz/Kongruenz der Prü­

fungsgesichtspunkte hat meines Erachtens das 

VG WieSbaden nur einen maßgeblichen Gesichtspunkt 

herausgearbeitet. Denn auch identische Unterlagen, 

die dem BKA als Zentralstelle im Rahmen der pOlizei-
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lichen Meldedienste zugeleitet worden sind, dienen 

bei der Zentralstelle vÖllig anderen Zwecken als bei 

den ursprünglichen polizeidienststellen der Länder. 

Denn diese (Landes-)Unterlagen stehen beim BKA in 

einem vÖllig neuen, rechtlichen Verwendungs zusammen­

hang. Denn nunmehr erfüllt das BKA als Zentralstelle 

mit diesen (Landes-)Unterlagen allein Zwecke der 

Zentralstelle, wie sie in § 2 Abs. 1 BKA-Gesetz um­

schrieben sind. Diese neue Zweckbestimmung gilt aber 

gleichermaßen sowohl für die Fälle, in denen das BKA 

als Zentralstelle über weitergehende Erkenntnisse 

(sogenannte Inkongruenz der Prüfungsgesichtspunkte) 

verfügt als auch für die Fälle, in denen solche wei­

tergehenden Erkenntnisse beim BKA als Zentralstelle 

fehlen (sogenannte Kongruenz der Prüfungsgesichts-
261) 

punkte). Meines Erachtens verfügt deshalb das 

BKA als Zentralstelle in jedem Falle über ein eige­

nes, aus der ZentralstelIenfunktion abgeleitetes, 

orginäres Aufbewahrungs-, prüfurigs- und Entschei­

dungsrecht über diejenigen Unterlagen, die die Poli­

zeidienststellen der Länder dem BKA als Zentralstel-

le Übermittelt haben, weil 

zweckgebunden eine andere 

nämlich die verschiedenen 
262) 

des BKA zu erfüllen 

diese Unterlagen nunmehr 

Zielrichtung verfolgen, 

ZentralstelIenfunktionen 

Heute stehen sich fOlglich die Auffassungen der Ver­

treter der Staatsanwaltschaft, die den Streit um die 

Verfügungsbefugnis der beim BKA als Zentralstelle 

geführten Kriminalakten in den Jahren 1985/1986 ent­

facht haben, und die hier vertretene Meinung, die in 

zentralen Punkten mit der AUffas~ung des VG Wies­

baden übereintimmt, gegenÜber. 

Die Auffassung der Vertreter der Staatsanwaltschaft 

vermag insbesondere aus verfassungs rechtlichen Grün­

den nicht zu überzeugen. 
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(l.l) Vorbemerkung 

Nach dem Grundgesetz ist die Staatsgewalt in 

vier Bereiche aufgegliedert: in die auswärtige 

Gewalt gemäß Art. 32 GG, in die gesetzgebende 

Gewalt gemäß Art. 70 ff. GG, in die Exekutiv­

gewalt gemäß Art. 83 ff. GG und in die Recht­

sprechungsgewalt gemäß Art. 92 ff. GG. Dabei 

ist folgende verfassungsrechtliche Besonder­

heit für die hier zu treffende Frage zentral: 

Während nämlich der Verfassungsgeber bei der 

Exekutivgewalt gemäß Art. 83 ff. GG sowohl 

über die Organisation/Einrichtung der Behörden 

der Bundesverwaltung als auch über deren Zu­

ständigkeiten entschieden hat, hat der Verfas­

sungsgeber bei der dritten Gewalt gemäß 

Art. 92. ff GG lediglich die Einrichtung von 

Bundes- und Landesgerichten geregelt. Über die 

Zuständigkeiten dieser so geschaffenen Ge­

richte hat er aber keine Aussage getroffen, 

sondern diese Frage (Zuständigkeitsregelung) 

dem einfachen Gesetzgeber überlassen. Damit 

ist der einfache Gesetzgeber Herr der Zustän­

digkeits- und Kompetenzregelung im Bereich der 
2631 

dritten Gewalt 

Die Staatsanwaltschaft übt bekanntlich keine 

rechtsprechende Gewalt im Sinne des Art. 20 

Abs. 3 GG aus, weil diese gemäß Art. 92 ff. GG 

ausschließlich den Richtern anvertraut 
264} . 

ist . Die Staatsanwaltschaft 1st "nur" Or-
265) 

gan der Rechtspflege 

In der Verfassung befindet sich folglich keine 

Regelung über die Einrichtung/Organisation von 

Staatsanwaltschaften und erst recht keine Re­

gelung über die Zuständigkeiten und Kompe­

tenzen dieser Staatsanwaltschaften. Zu Recht 
266) 

hat deshalb Helmken darauf hingewiesen, 
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daß die Staatsanwaltschaften über keine ir-

gendwie geartete 

sicherung verfügen. 

verfassungsrechtliche Ab-

Ganz im Gegensatz hierzu verfügt das BKA als 

Zentralstelle gemäß Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG 

über eine verfassungsrechtlich abgesicherte 

Einrichtungskomptenz und über eine verfas­

sungsrechtlich genau umschriebene Zuständig-
267) 

keitszuweisung 

(2.2) Verbot der Kompetenznegation 

Aus dem verfassungsrechtlichen prinzip der Ge­

schlossenheit der Verwaltungstypen läßt sich 

das allgemein anerkannte Verbot der soge-
268) 

nannten Kompetenznegation ableiten' Danach 

hat jede Behörde bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben so vorzugehen, daß sie die verfas­

sungsrechtlich zugewiesene'Aufgabenwahrnehmung 

anderer Behörden nicht beeinträchtigt. Gemäß 

Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG ist das BKA ver­

pflichtet, sowohl die Aufgaben der Zentral­

stelle für die Kriminalpolizei als auch die 

Aufgabe der Zentralstelle für das pOlizeiliche 

Auskunfts- und Nachrichtenwesen wahrzunehmen. 

Diese verfassungsrechtlich zugewiesene Doppel­

aufgabe wird in der für die Zentralstellen-

funktion 

Abs. 1 

nämlich 

grundlegenden Vorschrift des § 2 
269) 

Nr. 1 BKA-Gesetz konkretisiert , 

alle Nachrichten und Unterlagen zur 

pOlizeilichen Verbrechensbekämpfung zu Sammeln 

und auszuwerten. Die Forderung der oben ge­

nannten Vertreter der Staatsanwaltschaft ver­

stößt mithin gegen das verfassungsrechtliche 

Prinzip der Kompetenznegation, wenn diese dem 
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BKA als Zentralstelle die Kompetenz ab-

sprechen, seine ureigenste, verfassungsrecht­

lich zugewiesene Aufgabe wahrzunehmen, nämlich 

Informationen zur polizeilichen Verbrechensbe­

kämpfung zu sammeln und auszuwerten. 

(3.3) Begrenztheit der Ingerenzrechte 

Bekanntlich sind die Zuständigkeitsnormen der 

Art. 83 ff GG kein dispositives Recht. Daraus 

folgt, daß die verfassungsrechtliche Zustän­

digkeitsregelung gern. Art. 87 Abs. I Satz 2 GG 

nicht durch andersartige, d. h. einfachgesetz­

liche, Regelungen unterlaufen werden darf 

(Grundsatz der Begrenztheit der Ingerenz-
270) 

rechte) Damit sind einfachgesetzliche, 

also nicht-verfassungsrechtlich verliehene 

oder eröffnete Einfluß- oder Mitwirkungsmög­

lichkeiten in die Zuständigkeitsnormen der 
271) 

Art. 83 ff. GG prinzipiell ausgeschlossen 

Daraus folgt, daß das Argument der genannten 

Vertreter der Staatsanwaltschaft, wonach siCh 

die Verfügungsbefugnis der Staatsanwaltschaft 

über die beim BKA geführten polizeilichen Kri­

minalakten aus § 163 Abs. 2 StPO ergebe, nicht 

zu überzeugen vermag. Denn eine einfachgesetz­

liche Norm (§ 163 Abs. 2 StPO) ist wegen der 

Begrenztheit der Ingerenzrechte nicht in der 

Lage, die verfassungsrechtlich zugewiesene Zu­

ständigkeit des BKA als Zentralstelle (vgl. 

Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG) zu derogieren. 
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d) Einfa~h-gesetzliche Überprüfung/Zwischenergebnis 

Seit langem ist anerkannt, daß das Kompetenzgefüge 

zwischen einzelnen staatlichen Stellen nicht ver­

schoben werden darf, und Behörden die ihnen aufer­

legten Restriktionen bei ihrer Aufgabenerfüllung 
272) 

nicht umgehen dürfen Mit der Forderung der 

genannten Vertreter der Staatsanwaltschaft nach Zu­

griff auf sämtliche polizeiliche Kriminalakten des 

BKA als Zentralstelle würde sich die Staatsanwalt­

schaft Aufgaben anmaßen, die ihr der Sache nach 

nicht zustehen. Denn die beim BKA als Zentralstelle 

geführten pOlizeilichen Kriminalakten dienen nicht 

ausschließlich repressiven, sondern zum Großteil 
273) 

präventiven Zwecken 

Personenbezogene Informationen und Daten sind auch 

kein beliebig nutzbares Informationsmittel. Die Le­

gi timation zur Verwendung derartiger In-formationen 

ist nur dann möglich, wenn die-Behörde, die diese 

Informationen benötigt, über eine eigene, ihr kon-
274) 

kret zugewiesene gesetzliche Aufgabe verfügt . Da 

die Staatsanwaltschaft wegen § 152 Abs. 2 StPO nicht 

die Aufgabe besitzt, präventiv-polizeiliche Informa­

tionen zu verwenden, bleibt ihr der totale Zugriff 

auf sämtliche beim BKA als Zentralstelle gesammelten 

Informationen grundsätzlich versagt. 

Dabei darf niCht verkannt werden, daß § 2 Abs. 1 

Nr. 2 BKA-Gesetz ausdrücklich vorsieht, den repres­

siven Informationsbedürfnissen der Staatsanwalt­

schaft über die normalen Fälle der einfachen Amts­

hilfe hinaus im vollen Umfange Rechnung zu tragen. 

Von dieser in § 2 Abs. 1 Nr. 2 BKA-Gesetz geregelten 

Informations- und Unterrichtsverpflichtung ist die 

Frage der prinzipiellen Verfügungsbefugnis über die 

beim BKA als Zentralstelle geführten Kriminalakten 

- nur diese Frage steht hier zur DiSkussion - zu un­

terscheiden. 
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Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden, daß 

die wenig begründete Forderung einiger Vertreter der 

Staatsanwaltschaft einer verfassungsrechtlichen Prü­

fung nicht standzuhalten vermag. Vielmehr verfügt 

dasBKA als Zentralstelle über eine eigene, orginäre 

Aufbewahrungs-, Sarnrnel- und Auswertungskompetenz 

Über diejenigen pOlizeilichen Kriminalakten, die bei 

der Zentralstelle geführt werden (vgl. Art. 87 

Abs. I Satz 2 GG i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. I Satz I 

BKA-Gesetz). Aus dieser verfassungsrechtlichen Prü­

fung ergibt sich aber auch, daß die auf Art. 87 

Abs. I Satz 2 GG basierende Vorschrift des § 2 

Abs. I BKA-Gesetz Spezialnorm für die Zentralstelle 

ist und deshalb den einfachgesetzlichen Vorschriften 
275) 

der StPO im Zweifel vorgeht 

3. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 BKA-Gesetz als Befugnisnorm 

Nur wenige Stimmen in der Literatur sind der Auffas­

sung, daß § 2 Abs. I Nr. I BKA-Gesetz lediglich Aufga­

bennorm sei, aber gerade keinen Befugnischarakter be-
276) 

sitze . Die erdrückende, absolut herrschende Meinung 

geht freilich vorn Befugnischarakter des § 2 Abs. 1 
277) 

Nr. 1 Satz 1 BKA-Gesetz aus 

Trotz dieser breiten Übereinstimmung erscheint es not­

wendig zu sein, die maßgebliche Vorschrift des § 2 

Abs. I Nr. I Satz I BKA-Gesetz genauer zu untersuchen. 

Denn diese Vorschrift enthält gerade im Hinblick auf 

den Bestimmtheitsgrundsatz Schwachpunkte, weil mehrere 

unbestimmte Rechtsbegriffe verwandt werden. 

Das Problem des Bestimmtheitsgrundsatzes ist bei § 2 

Abs. I Nr. 1 Satz I BKA-Gesetz bereits vorn Gesetzgeber 

gesehen worden. Er hat nämlich in den Motiven darge­

legt, daß der Umfang der vorn BKA als Zentralstelle zu 

sammelnden Nachrichten/Unterlagen sich an der Bedeutung 



- 85 -

der zugrundeliegenden Straftat zu orientieren habe. Er 

hat deshalb auf allgemeine Verwaltungsvorschriften hin­

gewiesen
1 

in denen die Einzelheiten geregelt werden· 

sOllten
2 

8). Diese allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

sind in Form der KpS-Richtlinien zwischenzeitlich er­

lassen worden. Es sind also zumindest für eine Über-

. gangsphase bis zu der beabsichtigten Novellierung des 

BKA-Gesetzes ausreichende verfahrensmäßige und organi­

satorische Vorkehrungen dafür getroffen, um dem Be­

stimmtheitsgrundsatz Rechnung zu tragen. 

Dogmatisch läßt sich allerdings mit den KpS-Richtlinien 

nicht die zureichende/unzureichende Bestimmtheit der 

Befugnisnorm der § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 BKA-Gesetz be­

gründen. Vielmehr ist der generalklauselhafte Charakter 

des § 2 Abs. 1 Nr. 1 BKA-Gesetz unverkennbar. Das Gebot 

der Bestimmtheit des Gesetzes darf indes 'auch nicht 

übersteigert werden, da sonst die Gesetze zu starr und 

kasuistisch und dem Wandel der Verhältnisse oder der 

Besonderheit des Einzelfalles nicht" mehr gerecht werden 
279) 

könnten . Es ist zudem allgemein anerkannt, daß auch 

Generalklauseln durchaus Befugnischarakter besitzen 

können. Das klassische Beispiel hierfür ist die pOli­

zeiliche Generalklausel. 

Unter dem Gesichtspunkt des Bestimmheitsgrundsatzes er­

scheint es jedoch erforderlich zu sein, die Begriffe 

des § 2 Abs. 1 Nr. 1 BKA-Gesetz verfassungskonform, 

d. h. eng, zu interpretieren. Deshalb hat sich der Ver­

fasser für einen engen Begriff des "Sammelns", als le­

dig~ich passive Entgegennahme fremd erhobener Informa­

tionen im Gegensatz zum sogenannten Aktivsammeln, aus-
280) 

gesprochen . Der Verfasser hat auch der weiten In-

terpretation des Begriffes des "Auswertens", wie er in 

der Parallelvorschrift des § 3 Abs. 1 BVerfSchG vom 

OVG Berlin, vom BVerwG und auch von Ganßer entwickelt 

worden ist - "Auswerten" umfasse auch die Weitergabe 
. 281) 

der InformatIonen - widersprochen 
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Ratio der recht weiten, unbestimmten Rechtsbegriffe in 

§ 2 Abs. I Nr. I Satz I BKA-Gesetz ist, da~ das BKA als 

Zentralstelle auch seine breit gefächerten informatio­

nellen Aufgaben (vgl. die FOlgevorschriften des § 2 

Abs. I Nr. I BKA-Gesetz, insbesondere Nr. 2, 3, 4, 5, 6 

und 7 BKA-Gesetz) erfüllen können mu~. Dies setzt Be­

griffe voraus, die der Vielgestaltigkeit der geregelten 

Lebensumstände gerecht zu werden vermögen. Die damit 

verbundene Zurücknahme inhaltlicher Determinierungen 

des § 2 Abs. 1 Nr. I Satz I BKA-Gesetz ist freilich nur 

vertretbar, wenn das Prinzip des Überma~verbotes strikt 
282) 

eingehalten wird Eine präzise gesetzliche Formu-

lierung und Ausgestaltung der Kriminalaktenführungs-

kompetenz des BKA als 

sie lä~t siCh wegen des 
283) 

baren Sachbereiches 

Zentralstelle ist wünschenswert, 

nur begrenzt gesetzlich regel­

aber nur schwer realisieren. 

Ohne dem Gesetzgeber vorgreifen zu wollen, ließe sich 

eine entsprechende Befugnisnorm für die 

Kriminalaktenführung durch das BKA als 

vielleicht wie folgt formulieren: 

§ 2 Abs. I BKA-Gesetz (neu): 

pOlizeiliche 

Zentralstelle 

" Das Bundeskriminalamt ist als Zentralstelle be­
fugt, zur Erfüllung seiner ZentralstelIenaUf­
gaben (vgl. § 2 Abs. I Nr. 2, 3, 4, 5, 6 und 7 
BKA-Gesetz (alt)) die erforderlichen Nachrich­
ten und Unterlagen zur pOlizeiliChen Verbre­
chensbekänlpfung zu sammeln und auszuwerten." 

In einem Abs. 2 könnten entweder die gesetzlichen Vor­

aussetzungen für den aufzunehmenden Personenkreis, die 

Dauer der Aufbewahrungsfrist, die Frage der Auskunfts­

erteilung an den Betroffenen usw. analog zu den KpS­

Richtlinien geregelt werden oder - und diesen Weg würde 
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der Verfasser empfehlen - in diesem Abs. 2 sOllte eine 

gesetzliche Ermächtigung an den Verordnungsgeber, die 

Bundesregierung (ggf. mit Zustimmung des Bundesrates), 

zum Erlaß einer Rechtsverordnung ausgewiesen werden, 

die den Voraussetzungen des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG 

entspricht. In dieser RVO wären dann die Fragen nach 

dem Umfang des aufzunehmenden Personenkreises, der Auf­

bewahrungsdauer, der AUSkunft an den Betroffenen usw. 
zu regeln. 

Die Übermittlung von Informationen aus Kriminalakten 

an andere Behörden sollte wegen der erhöhten EingriffS­

intensität (sog. Übermittlungseingriff) wie bisher in 

einem weiteren Paragraphen (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 2 BKA­

Gesetz und § 2 Abs. 1 Nr. 7 BKA-Gesetz) geregelt wer­
den. 

Bis zu einer gesetzlichen Neuregelung dürfte es siCh 

mit der herrschenden Meinung bei § 2 Abs. 1 Nr. 1 

Satz 1 BKA-Gesetz um eine Befugnisnorm handeln, die mit 

dem Bestimmtheitsgrundsatz de lege lata noch in Ein­
klang steht. 
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VIII. Aufkündigung der Zusammenarbeit durch die Staatsanwalt 

schaft 

284) 
Nach SChoreit könne es den Justizorganen aus verfas-

sungsrechtlichen Gründen nicht mehr zugemutet werden, die 

FÜhrung pOlizeilicher Kriminalakten zu ermöglichen oder zu 

fördern. Mitteilungsverpflichtungen der Justizorgane ge­

genüber der Polizei, die auf untergesetzlichen Vorschrif­

ten (z. B. RiStBV) beruhten, mÜßten VÖllig unterbleiben. 

Selbst gesetzliche Mitteilungsverpflichtungen (z. B. § 4 

Abs. 2 BKA-Gesetz) besäßen für die Justizorgane keine Gel­

tungskraft mehr. Vielmehr sei bei solchen gesetzlichen 

Mitteilungsverpflichtungen seitens der Justizorgane zu 

prüfen, ob diese Gesetze noch eine verfassungsrechtliche 

Rechtfertigung besäßen. Eine solche sei nur dann gegeben, 

wenn ein notwendiger Zusammehang mit §§ 161 Satz 2, 163 

StPü sowie § 152 GVG gegeben sei (vgl. Einganszitat Nr. 

<3.3». 

1. Faktische Konsequenzen 

Eine nur flüchtige Überprüfung dieses Vorschlages an­

hand der RiStBV zeigt, welches endlose Trümmerfeld da­

mit zurückgelassen wird. Selbst wenn der Staatsanwalt 

wegen der Besonderheit des Einzelfalles von den RiStBV 
285) 

abweichen kann I gehen diese deutlich von der engen 

Kooperation zwischen Staatsanwaltschaft und POlizei 

aus. Die Konsequenzen dieses Vorschlages wären z. B.: 

_ Keine Veröffentlichung von Sammelverfahren mehr im 

Bundeskriminalblatt (Nr. 29 RiStBV). 
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- Keine Zusammenarbeit/Erörterung der erforderlichen 

Ermittlungsführung in Fällen des international orga­

nisierten ungesetzlichen Handels mit Waffen, Muni­

tion, Sprengstoffen oder Betäubungsmitteln und der 

international organisierten Herstellung oder Ver­

breitung von Falschgeld, die eine Sachaufklärung im 

Ausland erfordern, sowie damit im Zusammenhang began­

gener Straftaten (vgl. Nr. 30 RiStBV). 

- Keine Zusammenarbeit/Erörterung der erforderlichen 

Ermittlungsführung in Fällen von Straftaten, die sich 

gegen das Leben oder die Freiheit des Bundespräsiden­

ten, von Mitgliedern der Bundesregierung, des Bundes­

tages oder des Bundesverfassungsgerichtes oder der 

Gäste der Verfassungsorgane des Bundes aus anderen 

Staaten oder der Leiter und Mitglieder der bei der 

Bundesrepublik Deutschland beglaubigten diplomati­

schen Vertretungen richten, wenn anzunehmen ist, daß 

der Täter aus politischen Motiven gehandelt hat und 

die Tat bundes- oder außenpolitische Belange berührt 

(vgl. Nr. 30 Abs. 1 i.V.m. 32 RiStBV). 

- Keine Ausschreibung des mit Haftbefehl, Untersu­

chungsbefehl oder Steckbreif gesuchten Beschuldigten 

im INPOL-System auf Veranlassung d,er Staatsanwal t­

sChaft (vgl. Nr. 41 Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 RiStBV). 

- Keine Fahndung 

RiStBV) . 

nach Zeugen (vgl. Nr. 42 Nr. 2 

- Keine internationale Fahndung gegen Beschuldigte 

(vgl. Nr. 43 Abs. 2 RiStBV i.V.m. 'RiVASt) . 

- Keine Benachrichtigung der Polizeidienststellen mehr 

in Fällen der §§ 153c, 153d StPO (vgl. Nr. 99 RiStBV) 

mit den bekannten Konsequenzen für die Justizorgane 

selbst; Stichwort: Bloße örtliche Sanktionsnotie-
280) 

rung der Staatsanwaltschaft. 
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Trotz des Nachweises eines berechtigten Interesses 

erhalten ausgerechnet die POlizeibehörden keine Ak­

teneinsicht mehr in die Justizakten (vgl. Nr. 185 

Abs. 2 i.V.m. 187 Abs. 1 RiStBV), obwohl alle anderen 

Behörden der Bundesrepublik Deutschland solche Akten­

einsiCht erhalten. 

- Keine Benachrichtigung des BKA bei Straftaten gemäß 

§§ 84, 85, 129, 129a StGB, 20 Vereinsgesetz, 47 AuslG 

mit dem Ziele, daß das BKA Auskunft darüber erteilt, 

ob und wo wegen des gleichen Organisationsdeliktes 

ein anderes Verfahren anhängig ist oder anhängig war 

(vgl. Nr. 207 RiStBV). 

Keine Zusammenarbeit mehr in Fällen staatsgefährden­

der Delikte, insbesondere keine zentrale Erfassung 

der Beschlagnahme und Einziehungsanträge in Staats­

schutzangelegenheiten (vgl. Nr. 208 Abs. 1 und Abs. 4 

RiStBV) . 

- Kein Zusammenwirken mehr in Münzstrafsachen, obwohl 

hierfür internationale Abkommen bestehen (vgl. 

Nr. 216/217 RiStBV). 

- Keine Bekanntgabe mehr von Beschlagnahmen gewaltver­

herrlichender, pornographischer oder sonstiger ju­

gendgefährdender Schriften im Bundeskriminalblatt 

(vgl. Nr. 226 Abs. 1 und Abs. 2 RiStBV). 

- Keine Veröffentlichungen mehr in Fällen des § 1 GjS 

(vgl. Nr. 227 RiStBV). 

- Keine Zusammenarbeit mehr in Beschlagnahmefällen bei 

Pressesachen (vgl. Nr. 251 Abs. 4 und Abs. 5 RiStBV). 

- Keine Zusammenarbeit mehr in Waffen-, sprengstoff­

und BtM-Sachen (vgl. Nr. 256 Abs. 4, Nr. 257 RiStBV). 
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Dies mag genügen, um den Kahlschlag anzudeuten, der 

sich aus diesem Vorschlag f~r die Verbrechensbekämpfung 

ergibt. 

2. Verfassungsrechtliche Überprüfung 

a) Rechts- und Amtshilfe 

Die vorgeschlagene Aufkündigung der Zusammenarbeit 

ist zunächst verfassungsrechtlich anhand des Art. 35 

Abs. 1 GG zu überprüfen. Danach sind alle Behörden 

des Bundes und der Länder verpflichtet, sich gegen­

seitig Rechts- und Amtshilfe zu leisten. Gerade die 

Aktenübersendung gehört zu den klassischen Maßnahmen 

der Amtshilfe. Diese verfassungsrechtl~che Ver­

pflichtung ist nicht nur eine Einbahnstraße in dem 

Sinne, daß lediglich die POlizei der Staatsanwalt­

schaft Hilfe zu leisten hat, sondern die Hilfelei­

stungspflicht ist eine "gegenseitige"., 

b) Konkrete Normenkontrolle durch die Staatsanwalt­

schaft 

Die Aufforderung von SChoreit (vgl. SChlüsselzitat 

3.3) an die Justizorgane, nicht einmal bestehende 

formell-materielle Gesetze einzuhalten, in denen die 

Justizorgane verpflichtet werden, den Polizeibehör­

den bestimmte Informationen zu übermitteln (vgl. 

insbesondere § 4 Abs. 2 BKA-Gesetz), sondern viel-
\ 

mehr zu prüfen, ob diese Gesetze "noch eine verfas-

sungsrechtliche Rechtfertigung besitzen", die sich 

interessanterweise aus §§ 161 Satz 2, 163 StPO und 

§ 152 GVG ergeben soll, verstößt eindeutig gegen 

die Prinzipien der konkreten Normenkontrolle gern. 
Art. 100 GG. 
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Bekanntlich war zur Zeit der Weimarer Republik die 

Frage eines richterlichen Prüfungs- und Verwerfungs­

rechtes von Gesetzen nach der WRV heftig umstritten. 

Diese Frage wurde aber letztlich durch die Recht-
287) 

sprechung des Reichsgerichtes bejaht 

Diesem Prüfungs- und Verwerfungsrecht eines jeden 

Gerichtes wurde aber mit dem Grundgesetz, vgl. 

Art. 100 GG, eine eindeutige Absage erteilt. Maßgeb­

licher Grund für die Ablehnung eines richterlichen 

Prüfungs- und Verwerfungsrechtes war für die Verfas­

sungsväter des Grundgesetzes zum einen die Bindung 

des Richters an das Gesetz gemäß Art. 97 Abs. 1 GG 

und zum anderen das Bedürfnis, einheitliche Ent­

scheidungen in Verwerfungsangelegenheiten herbeizu-
288} 

führen . Heute besitzen nur die Gerichte - nicht 

etwa die Staatsanwaltschaften - lediglich ein Prü-
289) 

fungs- aber kein Verwerfungsrecht . Allein das 

BVerfG verfügt über das Verwerfungsmonopol. 

Das Prüfungsrecht der Gerichte im Rahmen der kon­

kreten Normenkontrolle wird einhellig als "Recht­

sprechung" angesehen, weil die Vorlageberechtigung/ 

-verpflichtung der Gerichte gemäß Art. 100 Abs. 1 

Satz 1 GG "in Ausübung ihrer richterlichen Gewalt" 
290) ... h' erfolgt Dieses richterlIche Prufungsrec t 1m 

Rahmen der konkreten Normenkontrolle ist den Gerich­

ten, nicht aber der Staatsanwaltschaft als bloßem 

Organ der Strafrechtspflege, zugewiesen. Denn die 

Staatsanwaltschaft übt per se keine "richterliche 

Gewalt" gemäß Art. 92 GG aus. Schon aus diesem Grun­

de vermag der Vorschlag nicht zu überzeugen. 
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Da es sich bei den Mitteilungsverpflichtungen der 

Justizorgane z. B. gemäß § 4 Abs. 2 BKA-Gesetz mate­

riell aber auch nicht um rechtsprechende, sprich: 

streitentscheidende Gewalt handelt, dürften sich 

meines Erachtens auch die Gerichte nicht mit Erfolg 

auf Art. 100 Abs. 1 GG berufen können, falls sie der 

Auffassung von Schoreit beitreten sollten. 

Diese Aufforderung an die Justizorgane greift aller­

dings in die Kompetenz des Gesetzgebers des BKA­

Gesetzes ein. Denn Ratio des Art. 100 GG ist der 

"Schutz der Autorität der gesetzgebenden Ge-
291) 

walt" Spezifische Aufgabe des BVerfG in den 

Fällen des Art. 100 GG ist es zu verhüten, daß sich 

jedes einzelne Gericht über den Willen des Bundes­

oder Landesgesetzgebers hinwegsetzt, indem es die 

Gesetze nicht anwendet, weil sie nach seiner Auffas-
292) 

sung gegen das Grundgesetz verstoßen Aufgabe 

des BVerfG im Rahmen des Art." 100 GG ist es also 

nicht, primär "Hüter der Verfassung" als vielmehr 

"Schützer des Gesetzgebers" zu sein. 

Schließlich verstößt das Ansinnen Schoreits an die 

Justizorgane, gesetzliche Normen nicht anzuwenden, 

gegen das Verwerfungsmonopol des BVerfG. Denn allein 

dem BVerfG ist es vorbehalten, darüber zu entschei­

den, ob ein Gesetz, wie z. B. § 4 Abs. 2 BKA-Gesetz, 

gegen die Verfassung verstößt oder nicht (vgl. Wort­

laut Art. 100 Abs. 1 GG). 
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IX. Zusammenfassung der Ergebnisse 

1. POlizeiliche Kriminalakten sind das Gedächtnis der 

POlizei. Sie stellen eine Realität ganz eigener Art 

dar. Als Spiegelbild der komplexen pOlizeilichen 

Tätigkeiten umfassen sie sowohl den Bereich der Prä­

vention wie der Repression (Einheitsakte). 

2. POlizeiliche Kriminalakten sind deshalb weder ein 

Doppel der Justizakten, noch stellen sie - wegen 

§ 163 Abs. 2 StPO - eine bloße Durchgangszuständig­

keit dar. Die strafprozessuale Aktenvorlageverpflich­

tung gern. § 163 Abs. 2 Satz 1 StPO bezieht sich weder 

auf strafprozessual "verfahrensfremde" noch auf 

strafprozessual "wesensverschiedene" 

aus den pOlizeilichen Kriminalakten. 

Informationen 

3. Da pOlizeiliche Krimialakten sowohl präventiven wie 

repressiven Zwecken dienen, sind sie dem Rechtsgebiet 

(StPO-Polizeirecht) zuzuordnen, das (aktenmäßig) den 

Schwerpunkt im konkreten Einzelfalle bildet. Dies 

gilt auch für die Fälle der sog. Misch- oder Gemenge­

lagen. 

Die Ratio pOlizeilicher Kriminalakten besteht insbe­

sondere darin, Informationen für die vorbeugende Ver­

brechensbekäInpfung bereitzuhalten. Denn pOlizeiliche 

Kriminalakten dürfen nur über solche Personen geführt 

werden, von denen aufgrund kriminalistisch-krimino­

logischer oder pOlizeilicher Prognose angenommen wer­

den muß, daß diese Personen erneut straffällig werden 

oder eine pOlizeigefahr darstellen können (Regel-

fall ) . 
Im Regelfall sind pOlizeiliche Kriminalakten deshalb 

dem polizeirecht zuzuordnen. 

Entsprechend gestaltet sich der Rechtsweg (Verwal-

tungsrechtsweg im Regelfall). 
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4. Es gibt keinen Primat der Repression vor der Präven­

tion in dem Sinne, daß der Bereich der Prävention 

automatisch dann beendet/verlassen sei, wenn die Re­

pression beginnt. 

5. Das Anlegen und Führen von pOlizeilichen Kriminal­

akten kann heute nicht mehr als bloßes POlizeiinter­

num angesehen werden. Im Regelfall stellt die POli­

zeiliche Kriminalaktenführung einen Eingri.ff in das 

allgemeine Persönlichkeitsrecht/Recht auf informatio­

nelle Selbstbestimmung dar. 

6. Bei der pOlizeilichen Kriminalaktenführung durch die 

(meisten) POlizeibehörden der Länder fehlt es mit der 

wohl herrschenden Meinung an einer hinreichend be­

stimmten, gesetzlichen Befugnisnorm (Regelungsdefi­

zit). Dieses Regelungsdefizit kann allenfalls in 

einer Übergangszeit noch hingenommen werden. Diese 

Übergangsregelung ist nicht unproblematisch. 

7. Das BKA als Zentralstelle verfügt de lege lata für 

seine Kriminalaktenführung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 

S. 1 BKA-Gesetz über eine Befugnisnorm. Wegen der 

Weite dieser Bestimmung sind die Begriffe eng zu 

interpretieren und der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 

strikt anzuwenden. Die Schaffung einer neuen, spe­

zialgesetzlichen Befugnisnorm ist wünschenswert. 

8. Der Anspruch der Staatsanwaltschaft auf umfassende 

Verfügungsbefugnis über die beim BKA als Zentralstel­

le geführten pOlizeilichen Kriminalakten verstößt 

verfassungsrechtlich sowohl gegen das Verbot der Kom­

petenznegation als auch gegen das Prinzip der Be­

grenztheit der Ingerenzrechte und einfachgesetzliche 

- im Regelfall - gegen die strafprozessuale Zustän­

digkeitszuweisung gern. § 152 Abs. 2 StPO. 
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9. Für die FÜhrung der Justizakten fehlt es an einer 

spezialgesetzlichen Befugnisnorm. Die sogenannten 

Aufbewahrungsbestimmungen vermögen als reine Verwal­

tungsvorschriften dem Urteil des BVerfG zum VZG nicht 
Rechnung zu tragen. 

10. Die Auffassung der oben genannten Vertreter der 

Staatsanwaltschaft zur pOlizeilichen Kriminalakten-

fÜhrung vermag wegen der aUfgezeigten Mängel niCht 

zu überzeugen. Die Art und Weise, wie diese Auffas-

sung z. T. vorgetragen wurde, 
293) 

nutz argwöhnen 
läßt vielmehr Eigen-
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ders., ZRP 81, 73 (76). 

Vgl. Eingangszitat Nr. (3.3). 

RuP 85, 232 = DRiZ 86, 247 = Straf V 86, 117; ders., DVR 85, 
1 (68). 
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41 f.; Rogal, GA 85, 1 (8 - 15). 

88) 

89) 

90) 

91) 
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Götz, Allgemeines POlizei- und Ordnungsrecht, 7. AUfI., 
S. 86; Honnacker, CuR 86, 287 (289); Ahlf, Das Bundeskrir~ü­
nalamt als Zentralstelle, a.a.O., S. 263 m.w.N.; Vogel, In: 
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S. lll. 
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Honnacker, CuR 86, 287 (289). 

BVerwGE 11, 181. 
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OVG Münster, Urteil vom 20.12.1972, Az.:, IV A 363/72, S. 2; 
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furt, Urteil vom 17.7.1984, Az.: IV/3 E 5395/82" S. 27. 

93) NJW 84, 2235 = BayVBl. 84, 272; ebenso jüngst VGH Mannheim , 
NJW 87, 3022. 

94) DVBl. 86, 35. 

95) Ahlf, Die POlizei 83, 41 f.; Rogal, GA 85, 1 (8 - 15). 

96) Kniesel/Tegtmeyer/Vahle, a.a.O., S. 166/167; vgl. zum 
ganzen Ahlf, a.a.O., S. 261 - 268. 
Die Qualifizierung bestimmter Datenerhebungsmaßnahmen als 
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manchmal recht schwierig, weil der Eingriffsbegriff in 
seinen Voraussetzungen unklar und diffus ist (vgl. Kniesel/ 
Vahle, DÖV 87, 953 (956/957». 

97) Zur Begründung siehe im einzelnen sogleich unten und V. 5. 
BUll, DVR 82,1 (4 f.)j KnieseI, ZRP 87,377 (380); 
Kniesel/Vahle, DöV 87, 953 (955 f. m.w.N.); Götz, NVwZ 87, 
858 (860). 

98) Zum einen wird darauf hingewiesen, daß sich die vorbeugende 
Verbrechensbekämpfung von den rechtsstaatlichen Bindungen 
der konkreten Gefahr löse. Dies gelte insbesondere für die 
hier maßgebliche pOlizeiliche Kriminalaktenführung als eine 
der Fallgruppen der sog. "informationellen Datenerhebung". 
Zum anderen bestehe bei der vorbeugenden Verbrechensbe­
kämpfung die Gefahr, daß die Grenzlinie (Problem Trennprin­
zip) zu den Nachrichtendiensten, insbesondere zum Verfas­
sungsschutz, überschritten werde. 
Schließlich wird von Seiten der Justiz/der Staatsanwalt­
schaft befürchtet,' daß die POlizei bei Maßnahmen der vor-
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beugenden Verbrechensbekämpfung die Kompetenzen der 
Staatsanwaltschaft unterlaufe, weil die Grenze zwischen 
Prävention und Repression verwischt werde. 
Das erste Bedenken - sicherlich das schwerwiegendste (vgl. 
Riegel RiA 85, 265 (267/268» - hängt eng mit der Erweite­
rung des Eingriffsbegriffes und damit der Erweiterung des 
Vorbehaltsprinzips auf bisher gesetzlich ungeregelte Mate­
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der pOlizeilichen Kriminalaktenführung gesetzlich zu re­
geln (siehe unten V. 4 d». Das zweite Bedenken überzeugt 
schon deshalb weniger, weil die Aufgabenumschreibung von 
pOlizei und Nachrichtendiensten im Grundsatz zumindest 
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der Staatsanwaltschaft gern. § 152 Abs. 2 StPO erst mit dem 
Anfangsverdacht für eine konkrete Straftat beginnen (siehe 
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der Zuordnung der vorbeuenden verbrechensbekämpfung zur 
Strafverfolgung vgl. auch VG Hannover, CR 87, 250; Vogel, 
NJW 78, 1217 (1225/1226). 

103) Siehe auch unten V. 5. 
Der BMJ hat offenbar selbst erkannt, daß seine Vorschläge 
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- 106 -

122) BVerwGE 47, 255; Schenke, VerwArch (1969), 332; zusammen­
fassend Dreier, JZ 87, 1009 Anm. 9 m.w.N. 
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149) Vgl. LG Regensburg, NStZ 85, 233 (234) zur Gewährung von 
Akteneinsicht durch die Staatsanwaltschaft in Justizakten 
an verfahrensunbeteiligte Dritte gern. Nr. 185 Abs. 3 
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167) Novak, VVDStRL 40, 40 (49 f.); Kloepfer, VVDStRL 40, 63 
(97); Bleckmann, a.a.O., S. 234. 

168) Ahlf a.a.O., S. 270 - 272 m.w.N. 
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171) Keller, Straf V 84, 521 (526); Zur Organisationsgewalt der 
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Rdnr. 4 zu § 152m. w . N.; vg 1. auch OLG Hamburg., NJW 84, 
1635 (1636); zur Notwendigkeit frühzeitigen "polizei-. 
lichen-ins-Auge-Fassens" vgl. Stümper I Kriminalistik 87, 
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53, 54, 56 

44, 45 
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z 
Zentralkartei 

Zentralstelle 

Zentralstellenfunktion des BKA 

Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft 
und pOlizei 

Zusammenhang (zeitlich/räumlicher) 

Zuständigkeitsnormen 

Zweckänderung 

72 

9, 

20 

88, 

61 

63, 

19, 

76 f 

f, 25, 45 

91 

80, 82 

41, 79 




